
1

Demokratie als Entt�uschung: Sri Lanka als s�dasiatisches Beispiel von Gewalt und 
Gegengewalt

Jahreskolloquium 2012 der Arbeitsgemeinschaft f�r Friedens- und
Konfliktforschung

-Widerstand, Gewalt, Umbruch. Bedingungen gesellschaftlichen Wandels-
22.-24. M�rz 2012 in der Evangelischen Akademie Villigst

1. Einleitung: Widerstand und Gewalt im s�dasiatischen Raum
Widerstand und Gewalt gegen das politische Zentrum werden h�ufig in Zusammenhang mit 
nicht-demokratischen Herrschaftssystemen diskutiert. Ihr Ziel ist dann die Umw�lzung oder 
Transformation der politischen Herrschaft (bzw. der sozio-�konomischen Strukturen) hin zu 
mehr Partizipation der Bev�lkerung. Aber auch in bestehenden Demokratien ist der 
gewaltsame Widerstand gegen das Regime nicht eben selten. In manchen L�ndern geh�ren 
gewaltsame Aufst�nde und Rebellionen zur Standartkommunikation zwischen Herrschern und 
Beherrschten und sind ein probates Mittel der Konfliktbearbeitung und -l�sung. In S�dasien 
besitzen fast alle Staaten eine lange Tradition der Koexistenz von demokratischer Herrschaft 
und (gewaltsamen) Widerstand. Ethnische und religi�se Konflikte, marxistische Rebellionen 
gegen den Staat, staatliche Repression gegen die Aufst�ndischen oder Milit�rputsche gegen 
demokratisch gew�hlte Regierungen sind allgegenw�rtig. Neben �konomischen Variablen 
bilden demographische Faktoren (ethnische und religi�se Heterogenit�t, Verj�ngung u.a.) der 
L�nder eine h�ufig genannte Begr�ndung f�r das Aufkommen von Widerstandsbewegungen 
und f�r die Eskalation von Konflikten. Die Unf�higkeit der Regierungen, den Widerstand 
institutionell einzuhegen (d.h. durch Verhandlungen in demokratischen Verfahren), wird oft 
mit Defekten im demokratischen System (im Vergleich zu entwickelten liberalen,
rechtsstaatlichen Demokratien) erkl�rt. Alle genannten Faktoren k�nnen das Aufkommen von 
Widerstandsbewegungen und den Ausbruch von Gewalt aber nicht ausreichend erkl�ren.
Exemplarisch f�r einen dieser demokratischen Gewaltf�lle steht Sri Lanka. Das s�dasiatische 
Land ist eine der �ltesten Demokratien der Dritten Welt. Seit der Unabh�ngigkeit wurde die 
Insel mehrfach von inner- und interethnischen Gewaltkonflikten ersch�ttert: Anfang der 
1970er Jahre schlug die Regierung einen marxistischen Jugendaufstand der Janatha Vimukthi 
Peramuna (=People's Liberation Front, JVP) nieder. Ende der 1980er Jahre formierte sich die
Gruppe erneut und es kam zu einem weiteren blutigen Konflikt mit der Staatsmacht. W�hrend 
des zweiten Aufstandes ermordeten Aufst�ndische, Sicherheitskr�fte und paramilit�rische 
Todesschwadronen 40.000 bis 60.000 Menschen.1 Seit Ende der 1950er Jahre war es zudem 
wiederholt zu gewaltsamen Ausschreitungen gegen die ethnische Minderheit gekommen. 
Gegen diese Gewalt und die ethnische Diskriminierung hatten sich in den 1970er Jahren 
verschiedene Widerstandsgruppen formiert, unter denen die Tamil Tigers of Tamil Eelam 
(LTTE) die st�rkste war. Nach inselweiten Pogromen brach 1983 der offene B�rgerkrieg aus, 
der bis 2009 andauerte und zwischen 30.000 und 300.000 Tote und Verschwundene sowie 
eine Million Fl�chtlinge innerhalb Sri Lankas und knapp zwei Millionen au�erhalb des 
Landes forderte.2 Beide Konflikte wurden mit massiver Gewalt von Seiten des Staates und der 
Aufst�ndischen ausgetragen. 

1 Nach der Asian Human Rights Commission sogar 80.000 bis 120.000 (Frontline 06.-19.06.2009).
2 �ltere Studien nennen die offiziellen Zahlen (30.000 bis 40.000); neuere Berechnungen gehen von 126.000 bis 
338.000 Toten und Verschwundenen aus, vgl. Seneratne 1997: 15; Obermeyer et al. 2008: 1482-1486.
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1.1. Ausgangshypothese und BegriffsklÄrung
Meine Ausgangshypothese zur Erkl�rung von gewaltf�rmigen Widerstandsbewegungen und
der gewalthaltige Reaktion des Staates bewegt sich neben �konomischen, demographischen
und institutionellen Faktoren, denen gleichwohl eine wichtige Funktion zukommt. Ich nehme 
an, dass weder �konomisch-demographische Strukturen noch die formal-institutionelle 
Ordnung (d. h. die Demokratie) direkt kausal wirken, sondern dass die Formierung von 
Widerstandsbewegungen und die Reaktion des Staates auf diesen Widerstand von der 
jeweiligen Kultur und der in ihr vorherrschenden sozialen Praxen abh�ngen. Als Kultur 
definiere ich die Gesamtheit von �berzeugungen, Moralvorstellungen, Traditionen, Praktiken 
einer Gesellschaft, die die Sozialisation und Enkulturation jedes Gesellschaftsmitgliedes 
pr�gen.3 Kultur ist die Matrix von Bedeutungen, die die kollektive Identit�t einer Gruppe 
generiert und bewahrt. Diese sozial „konstruierte“ Realit�t legt den Mitgliedern der 
Gesellschaft eine bestimmte Deutung der Welt und dazu passende Verhaltens- und Hand-
lungsmuster nahe. Allerdings existieren in jeder Kultur Mehrheits- und Minderheitsdiskurse 
�ber die Auspr�gung der unterschiedlichen gesellschaftlichen Felder, was eine gewisse 
kulturelle Distanz und Reflexion – sowie die Manipulation – der Kultur m�glich macht. 
Kulturelle Muster pr�gen, aber sie determinieren nicht. Kultur spielt in vielen Konflikten eine 
entscheidende Rolle: Die Ursachen von Konflikten lassen sich zwar oft auf Auseinan-
dersetzungen �ber den Zugang zu materiellen G�tern und politischen Partizipationsrechten
zur�ckf�hren, ausgetragen werden diese Konflikte aber �ber eine kulturelle Ebene. So ist das
Handeln/Verhalten in einem Konflikt kulturell definiert z. B. die Kooperations- und 
Kompromissbereitschaft, sowie die Bereitschaft zur Gewalt. Die Analyse der gewaltf�rmigen 
Widerstandsbewegungen in Sri Lanka versteht sich als Synthese zwischen zwei Optionen:
zum einen die Suche nach den Ursachen von Widerstand als Folge von gesellschaftlichen/ 
individuellen Konflikten oder Defiziten und zum anderen die Analyse von Konflikten und
Gewalt als Teil der soziopolitischen Ordnungsmuster. 
Wenn sich der gesellschaftliche Zugang zu den Ressourcen, die Kriterien der Legitimation 
oder des sozialen Status ver�ndern ist insbesondere in Kulturen, die zuvor stark durch 
patronal-klientelistische Ordnungsstrukturen geregelt und gesteuert wurden, die Tendenz 
hoch, dass sich Widerstandsbewegungen formieren und Konflikte mit Gewalt ausgetragen 
werden. Demokratische Transformationen l�sen genau in den genannten Bereichen erhebliche 
Ver�nderungen aus, weil sie allgemeine und gleiche Freiheits- und Partizipationsrechte sowie 
objektive Institutionen und Verfahrensweisen fordern und versprechen. Aufgrund der 
Abh�ngigkeit von spezifischen kulturellen Mustern und tradierten sozialen Ordnungen und 
Praktiken erweisen sich demokratische Systeme in heterogenen Gesellschaften au�erhalb der 
westlichen Welt als unzureichender Faktor zur Einhegung von Gewalt – im Gegenteil, sie 
setzen sogar selbst Gewalt versch�rfende Dynamiken in Gang, weil ihre Normen, 
Organisations- und Legitimationsmuster mit traditionellen Ordnungsvorstellungen kollidieren. 
Entgegen der Annahmen der Modernisierungs- und Demokratisierungstheorie l�sen sich 
kulturelle Identit�ten nach der Systemtransformation nicht auf und traditionelle Bindungen 
werden nur partiell durch s�kular-nationale und b�rgerliche Werte ersetzt. Stattdessen bleiben 
traditionelle Ordnungsstrukturen ein wesentlicher Faktor des pers�nlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Lebens. Sie spielen weiterhin eine entscheidende Rolle bei der Definition von 

3 Zur Hypothese vgl. Kreuzer/Weiberg 2007: 36ff. Zum Kulturbegriff vgl. Reckwitz 2000.
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Staat und Nation, der Bestimmung von Gruppenzugeh�rigkeit und den Herrschaftspraxen der 
Eliten. Formal demokratisch bleiben die alten Loyalit�ts- und Legitimationsmuster erhalten 
bzw. amalgieren zu einem neuen hybriden System. Kulturelle Muster und soziale Praktiken 
verformen institutionelle Ordnungsentw�rfe, so dass unterschiedlich gewalthaltige politische 
Praxen der Konfliktbearbeitung entstehen. Kultur und formales Institutionenset (Demokratie) 
sind interdependent: Kulturen stellen jeweils unterschiedlich (gewalthaltige) Handlungs-
repertoires zur Verf�gung. Formale politische Institutionen wiederum bilden einen Rahmen, 
innerhalb dessen das gesellschaftliche Handeln abl�uft und der damit seinerseits auf die 
kulturellen Handlungspr�ferenzen einwirkt. Durch das kulturell gerahmte Handeln der Eliten 
und der Bev�lkerung innerhalb der Institutionen entwickelt sich ein unterschiedlich 
(gewalthaltiges) Konfliktverhalten. Dieser Ansatz soll zudem �ber Arbeiten hinausweisen, die 
davon ausgehen, dass gewaltsam ausgetragene Konflikte vor allem auf kulturellen Abgren-
zungsprozessen beruhen, dass also die Tatsache der Grenzziehung zentral ist und nicht der 
Inhalt, durch den sich die konkreten Kulturen definieren.4 Demgegen�ber geht darum, aus 
dem konkreten Zusammenspiel von Kultur und formal-demokratischem Setting Pr�gungs-
muster des Konfliktverhaltens zu isolieren. In einem zweiten Schritt k�nnen daraus m�g-
licherweise Ans�tze f�r eine verallgemeinernde Hypothesenbildung gewonnen werden.

2. Die Formierung Widerstand: Konflikt → Eskalation → Gewalt?
2.1. Funktion, Ursache und Form sozialer Konflikte
Widerstand gegen ein politisches System oder Elemente des Systems formiert sich h�ufig
entlang von Konfliktlinien einer Gesellschaft. Konflikte sind ein integraler Teil dynamischer 
Gruppenbeziehungen. Sie k�nnen entweder aus einer „(…) spezifischen Situation 
gesellschaftlichen Wettbewerbs entstehen, in der die Akteure miteinander unvereinbare Ziele 
durchsetzen wollen oder in der die (wahrgenommenen) Interessen nicht in Einklang stehen“ 
(Meyers 1994: 28). Dar�ber hinaus entstehen Konflikte �ber widerstreitende individuelle oder 
gesellschaftliche Normen.5 Aus theoretischer Sicht sind Konflikte wertneutral, d. h., sie sind 
per se kein Ausdruck von Dysfunktionalit�t einer Gesellschaft oder einer Bedrohung der 
sozialen Ordnung. Konflikte k�nnen sogar integrative Effekte besitzen – sie k�nnen 
systemintegrativ sein, nur f�r einen bestimmten Teil der Gesellschaft oder bestimmte Akteure 
wirksam werden – oder sozialen Wandel bef�rdern. Eine wichtige Voraussetzung, um 
Konflikte positiv zu nutzen und den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft zu 
gew�hrleisten, sind institutionalisierte Formen des Interessenausgleichs. Denn vor allem 
ungeregelte nicht-institutionalisierte Konflikte werden schnell dysfunktional und 
desintegrativ. Generell gelten demokratische Institutionen als Vermittlungsinstanzen f�r die 
(friedliche) Bearbeitung von Konflikten.6

Die Ursachen sozialer Konflikte werden sozialpsychologisch (menschliche Natur und 
biologische Ausstattung) oder strukturell (Sozialstruktur und Gruppenbeziehungen) 
begr�ndet, wobei in den Sozialwissenschaften strukturelle Erkl�rungen dominieren. Die 
Haupttriebfedern sozialer Konflikte sind „relative deprivation, dissatisfaction of basic needs, 

4 In der Ethno-Konfliktforschung hat Kultur als Kategorie zur Erkl�rung von sozialem Konfliktverhalten 
gesellschaftlicher Gro�gruppen einen prominenten Platz. Vgl. Avruch 1998; Eller 1999; von Ross 1993. 
5 Zum Konfliktbegriff Imbusch/Zoll 2006; Bonacker 2005, Baros 2004: 208-221; mit soziologischem Fokus vgl. 
Hanschitz 2005: 63-82. Zur Abgrenzung von Konflikt und konflikthaften Verhalten vgl. Ogley 1999: 401-412.
6 Dubiel 1995: 1095-1106.
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failure of organizational functions, asymmetric power relations and the dominant social 
structure“ (Jeong 1999: 511).7 Neben der relativen Deprivation bilden institutionelle und 
organisatorische M�ngel eine weitere Konfliktursache. Konflikte bed�rfen – wie oben bereits 
angesprochen – der Einhegung durch Institutionen, die eine bestimmte Austragungsform 
(nicht violent) vorgeben und die den Konfliktparteien einen gleichberechtigten Zugang zu 
notwendigen Konfliktressourcen wie z. B. �ffentlichkeit und Medien garantieren. Fehlen 
diese Institutionen oder ist ihre Funktion eingeschr�nkt, besteht die Gefahr, dass die 
Konfliktakteure zu anderen Mitteln der Interessendurchsetzung, z. B. zu Gewalt, greifen. Eine 
dritte Konfliktursache sind umstrittene Sozialstrukturen oder eine asymmetrische 
Machtverteilung. Eine Gesellschaft generiert soziale Konflikte, wenn die normativen 
Grundlagen der Gesellschaft (Sozialstrukturen und Wertzuschreibungen) von einem Teil der 
Bev�lkerung abgelehnt werden. Soziale Konflikte entstehen: 1. in Zeiten schnell steigender 
Anspr�che (z. B. wenn steigende Anspr�che der Bev�lkerung mit gegenl�ufigen 
Entwicklungen wie einer Wirtschaftskrise konfrontiert werden); 2. bei Unklarheit �ber die 
relative Machtverteilung (z. B. f�hren unklare Machtverh�ltnisse zu einer �bersch�tzung der 
eigenen St�rke); 3. durch Vergleiche und dem Erleben von Ungerechtigkeit (Gruppen 
vergleichen z. B. ihre Position und stellen ungerechte Diskrepanzen fest); 4. bei 
Statusungleichheit (eine ungerechte Behandlung wird auf widerspr�chliche Bewertungs-
kriterien zur�ckgef�hrt); 5. bei einer Schw�chung des normativen Konsens ( z. B. der 
Ver�nderung von Gesetzen oder der Verfassungsnormen); 6. bei der Annahme von Nullsum-
menspielen (wenn die Konfliktparteien der Ansicht sind, dass der Gewinn der einen Partei 
den Verlust der anderen bedeutet); 7. bei bestimmten Kommunikationsstrukturen zwischen 
den Gruppenmitgliedern (direkte r�umliche N�he und moderne Kommunikationsmedien 
beg�nstigen Konflikte) und 8. bei dem Vorhandensein von geeigneten F�hrern (wie z. B. 
„politischen Unternehmern“, die eine Bewegung anf�hren) (Rubin et al. 1994). Trotz 
unterschiedlicher Funktion, Ursache und Form von Konflikten l�sst sich eine Gemeinsamkeit 
feststellen: Konflikte k�nnen nie endg�ltig gel�st, wohl aber bearbeitet werden. �konomische 
Ungleichheit, die Ungleichverteilung von Macht, Herrschaft und Prestige oder unter-
schiedliche Wertvorstellungen und Weltanschauungen lassen immer wieder konflikthafte 
Interessengegens�tze entstehen. Wichtig ist es, einen gewaltfreien Konfliktaustragungsmodus 
zu finden, der grunds�tzlich von allen Konfliktparteien anerkannt wird. 

2.1.1. Konfliktkollektive: Ethno-nationalistische und ideologisch motivierte Bewegungen
Zu den langwierigsten und eskalationstr�chtigsten Intergruppenkonflikten geh�ren ethnische 
und nationalistische Konflikte.8 Welche der Kriterien (Geschichte, Tradition, Sprache, Rasse 
oder Religion) zu Konflikten f�hren, ist von Fall zu Fall verschieden, wobei prinzipiell kein 
Kriterium mehr konflikttr�chtig ist als ein anderes (Fox 2001: 295-320). Das angestrebte Ziel 
der Gruppen h�ngt eng mit dem Konflikttyp zusammen: Nationale Gruppen zielen meistens 
auf Exit-Optionen, d. h. die Gr�ndung eines eigenen Staates, w�hrend ethnische Gruppen 
einen besseren Zugang zu Ressourcen des Staates fordern. Primordialisten gehen davon aus, 
dass Ethnozentrismus ein universelles Ph�nomen ist und ethnische Unterschiede objektiv 

7 Tishkov (1997) stellte bei der Untersuchung von Konflikten in der sich aufl�senden Sowjetunion fest, dass 
Gewalt weniger von den marginalisierten Gruppen ausging als von den etablierten Eliten.
8 Zur Definition ethno-nationalistischer bzw. -separatistischer Konflikten vgl. Ichijo/Uzelac 2005; Henderson 
1999, Smith 1993; Conversi 2004. F�r S�dasien vgl. Rajagopalan 2001; Mehta 1998: 377-396; Leifer 2002.
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gegeben sind. Kooperation wird durch ethnische �hnlichkeit begr�ndet, w�hrend ethnische 
Differenzen zu Konflikten f�hren (Vanhanen 1999: 55-73). Instrumentalisten und 
Konstruktivisten gehen davon aus, dass Ethnizit�t das Resultat von Sozialisation und 
kommunalistischen Pr�gungen ist. Ethnische Konflikte sind das Resultat von sozialen 
Prozessen, bei denen sich die ethnischen Gruppen auf eine konstruierte kollektive 
Herkunftsgeschichte, einen Abstammungsmythos oder eine Kultur berufen und daraus 
bestimmte Anspr�che ableiten, die zu Konflikten mit anderen Gruppen f�hren. Die Ursachen 
ethno-nationalistischer Konflikte werden heute mit wenigen Ausnahmen instrumentalistisch 
erkl�rt, wobei der Trend seit den 1990er Jahren weg von kognitiven (Ideologien, Identit�ten 
usw.) hin zu den strukturellen Faktoren (Institutionen, �konomie usw.) geht. Die einzelnen 
Ans�tze differieren aber erheblich. Auf der einen Seite hat sich eine Fraktion herausgebildet, 
die jeden ethnischen Konflikt – und damit auch die Konfliktursachen – als singul�re 
historische Gegebenheit sieht. Auf der anderen Seite wurde immer wieder versucht, eine mehr 
oder weniger universelle Theorie des ethnischen Konfliktes zu formulieren, indem man
Faktoren benannte, die den Ausbruch von ethno-nationalistischen Konflikten beg�nstigen.9 In 
den letzten Jahren hat sich die Ursachendiskussion zudem stark auf das Gegensatzpaar „greed 
vs. grievances“ verengt.10

Auch ideologisch motivierte Konflikte sind eine Form von eskalationstr�chtigen Inter-
gruppenkonflikten, die im asiatischen Kontext eine wichtige Rolle spielen. Nationalistische 
bzw. ethnische Konflikte und ideologisch motivierte Konflikte sind allerdings nicht immer 
klar voneinander abzugrenzen. Rebellion ist der Begriff, der �berwiegend f�r einen 
ideologisch motivierten Intergruppenkonflikt sowie die Bezeichnung einer Situation, in der 
Konflikte nicht mehr verhandelt werden und die Gruppen bereit sind, ihre Ziele auf anderem 
Weg durchzusetzen, bezeichnet. Rebellionen zielen meistens darauf, die herrschende Elite 
oder den Staat als Ganzes umzust�rzen (z. B. marxistische Aufst�nde oder kommunistische 
Systemwechsel). Marxistische Theorien machen die �konomische Struktur einer Gesellschaft 
f�r den Ausbruch von ideologischen Konflikten verantwortlich.11 In den letzten zwei 
Jahrzehnten ist die Forschung zu Rebellionen und Volksaufst�nden vor dem Hintergrund der 
Systemtransition in Osteuropa und Russland noch einmal erheblich differenziert worden. Die 
bis dato geltenden Vorannahmen, dass Rebellionen durch �konomische Knappheit und 
wirtschaftlichen Niedergang oder (relative) Ungleichheit ausgel�st (Muller/Seligson 1987: 
421-451; Prezworski et al. 1996:39-55) und von einer st�dtischen oder ruralen Arbeiterschicht 
getragen w�rden, mussten weiter abgeschw�cht werden. Statt dessen stellte man fest, dass 
„(...) popular rebellions of the past two decades have most often been led by the middle class; 

9 Vgl. Williams, der spezifische Gesellschaftsstrukturen f�r den Ausbruch der Konflikte verantwortlich macht 
(Williams 2003: 107f). Gurr wiederum betrachtet ethno-nationalistische Konflikte universalistisch als eine 
indirekte Folge der globalisierten Moderne (Gurr 2005: 163-188); Brown verbindet universelle und singul�re 
Faktoren, indem er die verursachenden Faktoren in vier Kernbereiche unterteilt und diese erg�nzt um 
„Triggerfaktoren“, die v.a. die Rolle der Elite betreffen (Brown 2005: 209-226).
10 Gier-Ans�tze gehen davon aus, dass f�r ethno-nationalistische Konflikte prim�r �konomische Faktoren wie 
das Vorkommen bestimmter Ressourcen in den betroffenen L�ndern und die Bereicherung der Kombattanten 
ausschlaggebend sind (Collier/Hoeffler 2000; Kemp 2004). W�hrend dies f�r viele afrikanische Konflikte 
zutrifft, bleibt f�r viele andere F�lle ein erheblicher „Erkl�rungsrest“.
11 Hinsichtlich der Partizipation der ruralen Bev�lkerung an Aufst�nden betont Scott kulturelle Faktoren, Paige 
die �konomischen Beziehungen zwischen Landlord und Arbeiter, Midgal und Wolf das Bev�lkerungswachstum 
und die kapitalistische Durchdringung, Popkin die M�glichkeiten innerhalb des traditionellen Sozialgef�ges, vgl. 
Scott 1976; Paige 1975; Midgal 1974; Wolf 1969; Popkin 1979.
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focused on political not economic issues, were based in urban areas; and occurred despite the 
terrible risk of challenging an incumbent authoritarian government“ (Bhavani/Ross 2003: 
341). Vertreter kulturalistischer Ans�tze sprechen normativen und ideologischen Faktoren 
eine wesentliche Rolle beim Framing und bei der Bef�rderung von ideologischen Konflikten 
zu. Kultur und Ideologie konstituieren kollektive Identit�ten und motivieren zu bestimmten 
Handlungen. Kulturen und Ideologien unterst�tzen die Herausbildung eines gemeinsamen 
Bewusstseins und die Verbindung von einzelnen Personen zu koh�renten, schlagkr�ftigen 
Gruppen. Dabei sind Kulturen aber nicht statisch, sondern k�nnen zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten der Rebellion eine unterschiedliche Rolle spielen (Swidler 1986: 273-286). Ob 
Rebellionen ausbrechen, h�ngt ferner von der Performanz des Staates und seinen Institutionen 
ab, wobei die Wirkung staatlicher Repression auf die Widerstandsgruppen umstritten ist.
Goldstone betont die Wichtigkeit sozialer und politischer Institutionen und ihrer Flexibilit�t, 
die o.g. Herausforderungen zu bew�ltigen. Insbesondere demokratischen Systemen spricht er 
die F�higkeit zu, durch Anpassung der Politik die Lage zu entsch�rfen.12

2.2. Die Eskalation von Konflikten in die Gewalt und soziale Gewaltordnungen
Die Existenz ethno-nationalistischer oder ideologisch motivierter Konflikte sagt jedoch noch 
nichts dar�ber aus, wie diese Konflikte ausgetragen werden, d. h., ob und wie viel Gewalt 
gegen wen angewendet wird. Soziale Konflikte sind, wie gezeigt, der gesellschaftliche 
Normalfall und tragen auch zur Weiterentwicklung der Gesellschaft bei. Die Eskalation in die 
Gewalt bleibt eine Ausnahme, da die meisten Konflikte friedlich ausgetragen werden 
(Spencer 1999: 346, Orywal 1996: 13-43). Die Eskalation in die Gewalt wird zumeist als 
rationale Strategie der Konfliktaustragung oder als irrationales Handeln von Kollektiven 
erkl�rt (Eckert/Willems 2002: 1457-1480). Generell bezeichnet man die (un-) beabsichtigte 
Steigerung eines Konfliktes – oft in Form einer Konfliktspirale, in der die eigene Aktion als 
Reaktion auf das Handeln des Gegners gesehen wird – als Eskalation. Dabei kommt es zu 
einer Ausweitung des Konfliktbereiches, des Konfliktgegenstandes und der Konfliktmittel. 
Gewalt ist dabei eine Form, Konflikte auszutragen oder ein Kennzeichen des Konfliktes. 
Unter der Voraussetzung, dass Gewalt rational gefasst wird, kann sie als expressive oder 
instrumentelle Variante auftreten (Barkan/Snowden 2001: 6). Schmidt und Schr�der f�gen 
noch zwei weitere Gewaltdimensionen hinzu: die performative, die eine �ber das aktuelle 
Ereignis hinausweisende Bedeutung besitzt, und die symbolische Gewalt, die diskursive 
Bedeutung hat: beide sind besonders in hoch eskalierten Konflikten bedeutsam 
(Schmidt/Schr�der 2001: 6). Eskalationsf�rdernd wirken eine erheblich geschw�chte 
Staatsautorit�t, starke soziale Spannungen in der Gesellschaft und eine konflikthafte 
Vergangenheit sowie tief greifende gesellschaftliche Wandlungsprozesse und eine 
konfliktbereite Elite. Deshalb haben schwache Staaten bzw. Staaten in Transitionsphasen ein 
signifikant h�heres Risiko, dasselbe gilt f�r Staaten, die schon einmal in Konflikte verwickelt 
waren oder in denen die politische Macht monopolisiert wird bzw. ein Systemwechsel 
stattfand (Hegre et al. 2001: 33-48; Gates 2003). Seit Beginn der 1990er wurde neben 
objektiven Faktoren insbesondere die Wichtigkeit subjektiv(istisch)er Bedeutungszuschrei-

12Goldstone (1991) bietet dar�ber hinaus eine integrative Theorie der Rebellion. Hinter der These, dass 
demographische Faktoren f�r den Ausbruch von Rebellionen verantwortlich seien, steckt ein multikausales 
Modell, das demographische, �konomische, institutionelle und explizit auch kulturelle Faktoren verbindet. Kritik 
vgl. Midlarsky 2005: 375-391; Urdal 2005: 417-434; Ware 2005: 435- ; Besancon 2005: 393-415.
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bung, kultureller Aspekte und ideologischer Systeme f�r Eskalationsprozesse betont 
(Nordstrom 1997: 431-450; Daniel 1996). Der Gewalt wurde ferner nicht nur eine negative 
Wirkung, sondern auch eine gestaltend-sch�pferische Macht zugeschrieben (Bowman 2001: 
25-46). Gewalt ist damit das Ergebnis sozialer Formierungsprozesse zwischen verschiedenen 
Akteuren und Gruppen einer Gesellschaft, die einerseits Ordnung zerst�rt aber andererseits 
auch Ordnung begr�ndet. Gewalt ist in jeder Gesellschaft eine Handlungsoption. Zu jeder 
Gesellschaft geh�rt eine Gewaltordnung, d. h. spezifische Normen, Werte und Sanktionen, die 
die Legalit�t und Legitimit�t von Gewalt bestimmen, sowie ein Set von Praxen, in denen sich 
diese Gewaltordnung im Alltag zeigt. Kulturellen Konzeptionen von Gewalt kommt damit 
quasi rechtliche Qualit�t zu. Die Disposition zur Gewalt ist immer vorhanden und wird durch 
die Kultur gef�rdert, geduldet oder unterdr�ckt. Dabei k�nnen innerhalb einer Gesellschaft 
konkurrierende Ordnungsvorstellungen bestehen, wobei abstrakte Normen – wie Menschen-
rechte oder Demokratie – gegen�ber kulturellen oft weniger Bindekraft besitzen.

2.2.1. Die Persistenz ideologischer und ethno-nationalistischer Gewalt 
Kollektive Gewalteskalationen f�hren nicht selten in den B�rgerkrieg.13 Gurr geht davon aus, 
dass B�rgerkriege ausbrechen, wenn eine Gruppe erheblicher und dauerhafter politischer und 
�konomischer Deprivation ausgesetzt ist. Auf der anderen Seite stehen Studien, die 
�konomische Faktoren pr�ferieren. B�rgerkriege sind Gewaltm�rkte, in denen das 
�konomische Motiv des Profites dominiert. Voraussetzung f�r Gewalt ist die Entstehung von 
„gewaltoffenen R�umen“, in denen das staatliche Gewaltmonopol eingeschr�nkt ist (Elwert 
1997: 6-101). Auch die Verf�gbarkeit von Ressourcen sowie die Kosten einer Rebellion 
bilden die Opportunit�tsstrukturen f�r das B�rgerkriegsrisiko (Jean/Rufin 1999; 
Collier/Hoeffler 2000).14 Synthesen, die „greed und grievances“ verbinden bzw. eine 
Kombination aus �konomischen und politischen Faktoren f�r den Ausbruch von Gewalt 
verantwortlich machen; erg�nzen diese Zug�nge (Regan/Norton 2005: 323, Hegre 2006: 508-
535), blieben allerdings ebenfalls oft auf der Ebene einer akteurszentrierten Kosten-Nutzen-
Rechung, betonen strukturelle Faktoren, vernachl�ssigen emotive und symbolische Prozesse
ebenso wie den Prozesscharakter von B�rgerkriegen.
Ethno-nationalistische Gewalt wird h�ufig unter Ans�tze der B�rgerkriegsforschung sub-
sumiert, vermutlich weil man ethnischen Faktoren nur eine eingeschr�nkte Erkl�rungskraft 
zuweist.15 Dem entgegen ordne ich ethnischen Gruppenidentit�ten eine wesentliche Rolle bei 
der Formierung der Gruppe und der Wahl der Konfliktgegenst�nde sowie der Begr�ndung 
und Rechtfertigung von Gewalt zu. Ethnopolitische und separatistische Konflikte brechen auf, 
wenn eine Gruppe dauerhaft erheblicher politischer und �konomischer Diskriminierung und 
Repression ausgesetzt ist. Situativ m�ssen ferner die Handlungschancen und 
Opportunit�tsstrukturen f�r die Gruppe g�nstig sein – z. B. muss sie �ber eine f�hige F�hrung 
und Sponsoren verf�gen. Besonders wichtig ist, dass sich die Gruppe zu einer kollektiv 
handlungsf�higen Einheit formiert. Eine Voraussetzung f�r eine kollektive Handlungs-

13 Zum B�rgerkriegsbegriff vgl. Waldmann 1998: 15-36; M�nkler 2002; Sambanis 2004: 814-858.
14 Gleichzeitig ist das Interesse, diese Konflikte friedlich zu bearbeiten, bei vielen Eliten nicht besonders hoch, 
da Konflikte als Opportunit�tsstrukturen f�r eigene Profite wahrgenommen werden. Kritisch zu bewerten ist bei 
den Ans�tzen die �berrepr�sentation afrikanischer F�lle sowie die Operationalisierung und Spezifizierung der 
Variablen. Ferner stellt sich die Frage, warum die Rebellen mehr von den genannten �konomischen 
Bedingungen profitieren sollten als eine Regierung.
15 Vgl. Blimes 2006: 536-547; Buhaug 2006: 691-708.
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f�higkeit ist die verbindende Identit�tskonzeption der Gruppe. Ethnizit�t ist ein Faktor, der 
zum einen �ber eine hohe Bindungskraft verf�gt, weil sich die Gruppe damit gegen andere 
Gruppen abgrenzt. Zum anderen ist der Faktor Ethnizit�t weit genug, um unterschiedlichste 
Mitglieder der Gesellschaft zu inkorporieren, da die ethnische Zugeh�rigkeit oberhalb bereits 
bestehender Identit�tsmarker – wie Familienzugeh�rigkeit usw. – angesiedelt ist. Gewalt in 
ethnischen Konflikten ist der umfassenden Marginalisierung einer Gruppe geschuldet oder 
das Ergebnis massiver Repression, die mit dem Gef�hl einhergehen, akut gef�hrdet zu sein. 
Ziele wie die Eigenstaatlichkeit k�nnen zudem kaum anders als gewaltsam erreicht werden, 
da sich der betroffene Staat fast immer gegen eine Teilung seines Territoriums zur Wehr 
setzen wird. Wimmer zeigt zudem auf, dass ethnische Gewalt in engem Zusammenhang mit 
der Herausbildung von modernen Staaten – gedacht als homogener Nationalstaat – und den 
Demokratisierungsprozessen steht. Es formieren sich ethnische Gruppen, die im Staat um die 
politische Macht konkurrieren. Die gewaltsame Ausgrenzung ethnischer Minderheiten wird 
legitim, weil nur die kulturell (ethnisch) homogenen Staatsb�rger inkludiert werden. Durch 
ethnische Stereotype und symbolische Hierarchisierung – Vormachtstellung der eigenen 
Ethnie, dominante Rasse und Kulturvorstellungen, Reinheitskult – wird eine zunehmende 
Gewaltbereitschaft und -erwartung bef�rdert (Wimmer 1997: 631-665). Dar�ber hinaus ist 
festzustellen, dass der Akt der Gewalt selbst eine identit�ts- und ordnungsstiftende Kraft f�r 
die Gruppe besitzt. Da unterhalb der ethnischen Ebene weitere Formen regionaler oder 
familialer Identit�t bestehen bleiben, subsumieren sich mit diesen Identit�ten verbundene 
Konflikte und Gewalt, z. B. lokale oder kriminelle Gewalt, unter den ethnischen Konflikt. 
Damit k�nnen auch Gewaltakte, die nicht genuin ethnische sind, als ethnische Gewalt 
gedeutet werden. Das erlaubt auf der Ebene des Individuums wiederum eine 
multidimensionale Motivation zur Gewalt und multiple Anl�sse zum Erleiden von Gewalt.
Die Forschung zu Unruhen und Pogromen, eine in ethno-nationalistischen Konflikten 
besonders h�ufige Gewaltform, hat zudem belegt, dass diese h�ufig (kulturell) ritualisierten 
Handlungsmustern folgen und symbolische Aussagekraft haben. Diese symbolischen 
Bedeutungen sind den Opfern und den T�tern bekannt und zielen auf die Herstellung einer 
spezifischen sozialen Ordnung bzw. die „Reinigung“ der Gesellschaft (Brass 1996, Bergmann 
2002: 441-460).

2.2.2. Die Gewalt des Staates
Bei der Untersuchung von Widerstandsbewegungen gegen den Staat (sofern es sich um 
demokratische Systeme handelt) konzentrieren sich die meisten Analysen auf die Seite der 
Aufst�ndischen, w�hrend die Gewalt des Staates nur bedingt ber�cksichtigt wird. Die Gewalt 
staatlicher Sicherheitskr�fte gilt als „legitime Gegenwehr“, die selten erkl�rungsbed�rftig ist. 
Gerade in demokratischen Systemen ist die Erkl�rung staatlicher Gewalt gegen Teile der 
Bev�lkerung aber wichtig, da es sie laut Theorie in dieser Form nicht geben d�rfte. 
�ffentliche Gewalt muss legal und legitimiert sein und beruht auf einem normativen Konsens 
in der Gesellschaft. Das Gewaltmonopol eines Staates wird i.d.R. von den Sicherheitskr�ften 
– nach innen von der Polizei, nach au�en vom Milit�r – ausge�bt. Es ist den 
Sicherheitskr�ften zwar erlaubt, wenn n�tig, Gewalt anzuwenden, tats�chlich wird in 
demokratischen Gesellschaften aber erwartet, dass sie nur das unbedingt notwendige Ma� an 
Gewalt einsetzen (Bittner 1990). �berschussgewalt, z. B. wie Folter usw., Selbsthilfegewalt 
und private Gewaltakteure stehen au�erhalb des demokratischen Konsenses. Aus der Pr�fung, 
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wann Sicherheitskr�fte mit welcher Begr�ndung Gewalt anwenden und wer davon betroffen 
ist, lassen sich R�ckschl�sse auf die Legitimationsmuster von Gewalt in einer Gesellschaft 
ziehen. Grunds�tzlich ist die Wahrscheinlichkeit, Opfer von Polizeigewalt zu werden, bei 
bestimmten Gruppen exponentiell h�her ist als bei anderen: Gewalt richtet sich besonders 
h�ufig gegen Personen, die als anti-sozial eingestuft werden; gegen politische Opponenten der 
Herrschenden sowie gegen die unteren sozialen Schichten und gegen (potenzielle) Straft�ter. 
Insbesondere sozial niedrig stehende Personen werden h�ufig schon bei kleineren Vergehen 
Opfer von Polizeigewalt. Zum einen soll ihnen ihre Position im Sozialgef�ge bewusst 
gemacht werden, zum anderen werden sie als potenzielle Straft�ter gesehen, die es pr�ventiv 
zu disziplinieren gilt. In Dritte-Welt-Staaten sind zudem nicht selten �konomische und 
instrumentelle Ursachen f�r die Gewalt festzustellen. Gewalt oder die Androhung von Gewalt 
wird z. B. genutzt, um Geld und Gest�ndnisse zu erpressen. Auch Korruption und Bestechung 
f�hren zu Gewalt (Chevigny 1999: 1-10). In ethnisch heterogenen Gesellschaften werden 
Angeh�rige von Minderheiten h�ufig Opfer von Polizeigewalt. In diesem Fall ist es 
tendenziell unerheblich, welcher Gesellschaftsschicht der Einzelne angeh�rt, weil die 
ethnische Zugeh�rigkeit den Opferstatus definiert. �berm��ige Gewalt durch 
Sicherheitskr�fte ist ferner immer verkn�pft mit einer fehlenden strafrechtlichen Verfolgung. 
Wird das Gewalthandeln nicht durch Vorgesetzte bestraft, durch eindeutige Gesetze 
reglementiert oder sogar legitimiert, breitet es sich aus. Um illegale oder illegitime Gewalt 
beim Milit�r nachzuweisen ist f�r uns der Bereich der �berschussgewalt von Interesse. Im 
Krieg ist Gewalt im „Feindesland“ zwar die Regel, es bestehen aber erhebliche Unterschiede 
im Ausma�, in den Formen und Ursachen dieser Gewalt.16 Als Gewaltakt, der �ber die 
„normale“ Funktionserm�chtigung der Sicherheitskr�fte hinausgeht, ist in jedem Fall die 
Folter, Vergewaltigung, Misshandlung usw. zu bewerten. Vor allem systematische Folter ist 
oft politisch motiviert und gibt damit Aufschluss �ber die staatliche Legitimit�t von 
Gewaltanwendungen. �ber spezifische Ideologien kann Folter gerechtfertigt und 
institutionalisiert werden (Peters 1985).17 Folter ist entsprechend kein singul�res Ereignis mit 
berechenbarer N�tzlichkeitsfunktion, sondern ein hochgradig symbolisches System, in dem 
Gewalt genutzt wird, um den sozialen Status der Beteiligten zu bestimmen. Ethnische und 
religi�se Minderheiten sind bevorzugte Folteropfer. Aber auch Personen, die die bestehende 
Ordnung ablehnen oder soziale, wirtschaftliche oder politische Ver�nderungen fordern, 
k�nnen leicht als Feinde der Ordnung eingestuft werden und zu Folteropfern werden. 

Festzustellen bleibt: Jede Gesellschaft besitzt bestimmte historisch und kulturell bedingte 
Gewaltformen und -niveaus. Eine gewaltfreie Gesellschaft gibt es nicht, da sich das 
Gewaltpotenzial immer wieder als Folge von sozialen, politischen oder �konomischen 
Konflikten aufbaut. Allerdings unterscheiden sich Gesellschaften stark hinsichtlich der 
Formen, des Ausma�es an und der Umgangsweise mit Gewalt. Entscheidend f�r ein 

16 Die Ursachen von Gewaltexzessen werden in der Forschung unterschiedlich bewertet. Mitgliedern von 
Eliteeinheiten (z. B. Anti-Terrortruppen) werden oft bestimmte psychische Merkmale unterstellt (aggressive 
Pers�nlichkeit, ideologische �berh�hung, sadistische Charakterz�ge). Situative Faktoren (z. B. Angst, 
�berforderung, Alkohol- und Drogenkonsum) und Gruppenph�nomene (u. a. Solidarit�t, �bersteigerte Loyalit�t, 
Konformit�tsdruck) spielen ebenfalls eine Rolle (K�mmel/Klein 2002: 215-234).
17 Folter dient nur vordergr�ndig dem Zweck, Informationen oder ein Schuldeingest�ndnis zu erhalten, da der 
Wahrheitsgehalt der Aussagen fraglich ist. Vielmehr sollen die Opfer eingesch�chtert, psychisch oder physisch 
gebrochen werden und als abschreckendes Beispiel dienen.
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m�glichst friedliches Zusammenleben sind die Mittel und Wege, die einer Gesellschaft zur 
Verf�gung stehen, um Gewalt einzuhegen. Das meiste Gewaltpotenzial in Gesellschaften 
bleibt n�mlich latent und wird nicht realisiert. Analytisch gesehen bestehen damit zur 
Erkl�rung von Gewalt in Widerstandsbewegungen zwei Zugangsweisen: Erstens der Zugang 
�ber die Konfliktursachen: Gewalt wird zur�ckgef�hrt auf bestimmte Konflikte und deren 
Eskalation. Zweitens �ber die Begr�ndung von Gewalt: Gewalt ist ein bestimmter Teil der 
gesellschaftlichen Ordnung und ist der kognitiv-emotive Ausdruck einer spezifischen Kultur 
(Ideologie, soziale Praxen, kognitive Muster). Gewalt ist damit einmal ein Mittel zur 
Durchsetzung konflikthafter Interessen und zum anderen der Ausdruck der gesellschaftlichen 
Ordnungsstrukturen (Regelsetzung und Regel�bertretung) einer Gesellschaft. 

3. Konflikte, Widerstand und Gewalt als Folge politischer, �konomischer und sozio-
kultureller Einflussgr��en in Sri Lanka
3.1. BevÅlkerungsstruktur und politisches System
Sri Lanka ist gepr�gt von ethnischer Vielfalt und der Anwesenheit fast aller Weltreligionen. 
Die Mehrheit der Bev�lkerung stellen die Singhalesen mit 74 Prozent, die gr��te Minderheit 
die Tamilen mit 18 Prozent – 12,7 Prozent indigene Sri Lanka-Tamilen, 5,5 Prozent 
Nachkommen in Kolonialzeiten zugewanderter indischer Plantagenarbeiter und die Muslime 
mit 7 Prozent.18 Die meisten Singhalesen sind Buddhisten, die Tamilen sind �berwiegend 
Anh�nger des Hinduismus. W�hrend der Kolonialzeit wurden zudem Teile beider Ethnien 
christianisiert.19 Urspr�nglich siedelten die Bev�lkerungsgruppen in den unterschiedlichen 
Naturr�umen der Insel: in der n�rdlichen Trockenzone (Tamilen), im s�dwestlichen Tiefland 
(singhalesische H�ndler) und im s�dwestlichen Bergland (singhalesische Monarchie). An ihre 
�kologischen Nischen hochgradig angepasst, entwickelte sich eine Siedlungs-, Sozial- und 
Wirtschaftsstruktur, die die Gruppen voneinander isolierte bzw. die Wahrnehmung und den 
Kontakt zumindest begrenzte (R�sel 1997). Dies �nderte sich mit den Kolonialm�chten: 
Portugiesen und Niederl�ndern unterwarfen Teile der Insel, regierten diese jedoch getrennt. 
Die Briten herrschten seit 1815 �ber die gesamte Insel und bauten eine Wirtschaft auf 
Grundlage von Plantagen auf. Da der Norden und Osten landwirtschaftlich wenig lukrativ 
war, w�hlten viele Tamilen den Aufstieg durch Bildung. In den Missionsschulen, die sich an 
der K�ste und im Norden etablierten, erhielten sie Zugang zu englischsprachiger Bildung und 
in der Folge zum Beamtenapparat der Briten sowie zu den akademischen Berufen. Weitere 
soziale Umschichtungen betrafen den Zuzug von niedrigkastigen indischen Tamilen als 
Arbeiter auf den Plantagen sowie den Aufstieg der Tieflandkasten der Salagama (Zimtsch�ler) 
und Karava (Fischerei, Transportdienste) zu einer neuen merkantilen Elite. 
Seit den 1920er Jahren forderten die englischsprachigen Elite-Singhalesen und -Tamilen 
gemeinsam mehr politische Mitbestimmungsrechte. 1931 f�hrten die Briten das allgemeine 
Wahlrecht auf der Grundlage eines Mehrheitswahlsystems und eine weitgehende Regierungs-
mitverantwortung der einheimischen Eliten ein (Russell 1982). Auf der einen Seite standen 
nun die Minderheiten, die unter diesem System benachteiligt wurden, da es eine politische 
Vormachtstellung der Singhalesen festschrieb bzw. ihre seit Kolonialzeiten herausgehobene 

18 CIA - The World Factbook 2001. Seit 2006 ber�cksichtigt das Factbook den fragw�rdigen Regierungs-Zensus 
von 2001 und kommt auf 73,8 Prozent Singhalesen, 4,6 Prozent Estate-Tamilen, 3,9 Prozent (!) Sri Lanka-
Tamilen, 7,2 Prozent Muslime, 0,5 Prozent andere und 10 Prozent, die nicht spezifiziert sind. 
19 69,1 Prozent Buddhisten, 17,1 Prozent Hindus, 7,6 Prozent Muslime, 6,2 Prozent Christen. 
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Stellung in der Administration bedrohte. Die Tamilen forderten deshalb (vergeblich) einen 
Schutz durch Quotenregelungen oder Wahlkreiseinteilungen. Auf der anderen Seite stand die 
ebenso entsetzte singhalesische Elite. Die Reform hatten sie so niemals gefordert: Zwar 
w�nschte man sich f�r die Elite eine politische Mitbestimmung, aber kein allgemeines 
Wahlrecht der Bev�lkerung, das �berdies auch einem erheblichen Teil der indischen 
Plantagenarbeiter zugestanden werden sollte. Das Wahlrecht gef�hrdete die Position der Elite, 
weil diese nun die Stimmen der bisher unterdr�ckten Kasten einwerben musste. Um die 
Massen der singhalesischen W�hler zu gewinnen, erwies es sich in der Folge als �u�erst 
vorteilhaft, �ber ein ethnic-outbidding der Tamilen zu operieren. 
1948 wurde Sri Lanka unabh�ngig.20 Die meisten der singhalesischen Honoratioren gingen 
nach 1946 in der United National Party (UNP) auf. Die UNP, auch „Uncle-Nephew-Party“ 
genannt, war eine Patronagepartei, deren Spitze sich aus den Angeh�rigen ihrer Gr�ndungs-
familien rekrutierte. Die Leitung der Partei oszillierte zwischen mehrfach miteinander 
verschw�gerten Familien. 1951 spaltete sich ein Teil der UNP-Honoratioren ab und gr�ndete 
eine zweite singhalesische Gro�partei, die Sri Lanka Freedom Party (SLFP). Die UNP galt als 
konservativ, verwestlicht und unternehmerfreundlich; die SLFP firmierte als linke, indigen-
singhalesische Partei der Kleinbauern und der Landbev�lkerung. Die SLFP setze sich in den 
kommenden Jahrzehnten f�r eine klare Vormachtstellung der Singhalesen ein (Woodward 
1969). Die tamilischen Politiker engagierten sich in der UNP und verschiedenen tamilischen 
Parteien (Tamil Congress; Federal Party; seit 1976 vereinigt in der Tamil United Liberation 
Front, TULF). Dies f�hrte von Beginn an zur Zersplitterung der tamilischen W�hlerschaft. 
Das wiederum schw�chte die M�glichkeit der Tamilen, sich geschlossen gegen�ber den 
Singhalesen zu positionieren. Die tamilischen Parteien koalierten/ duldeten dar�ber hinaus 
immer wieder singhalesische Regierungsparteien, ohne jedoch eine Verbesserung f�r die
tamilische Bev�lkerung zu erreichen. 
Obwohl die Verfassung zun�chst einen formalen Minderheitenschutz vorsah, schafften die 
Singhalesen diesen in der Folgezeit schrittweise demokratisch ab. 1949 entzog die UNP den 
Plantagen-Tamilen �ber ein „Einb�rgerungsgesetz“ de facto das B�rgerrecht. Ein Gro�teil der 
Tamilengruppe wurde nach Indien repatriiert, den Verbleibenden wurde das B�rgerrecht 
angeboten. Mit dem Einb�rgerungsgesetz verloren 50 Prozent der Tamilen das Wahlrecht. 
Die SLFP machte 1956 Singhalesisch zur Nationalsprache und das Bildungssystem wurde 
verstaatlicht: 1960 trat Singhalesisch als neue Parlamentssprache, 1961 als landesweite 
Gerichtssprache an die Stelle des Englischen, allerdings waren auch alle anderen Sprachen 
zugelassen bzw. wurden, wenn n�tig, �bersetzt. Examen f�r den �ffentlichen Verwaltungs-
und Unternehmenssektor wurden zwar in Tamilisch und Singhalesisch abgehalten, tamilische 
Bewerber mussten aber Kenntnisse des Singhalesischen nachweisen, sonst drohte ihnen ab 
1964 die Entlassung bzw. ein Bef�rderungsstopp. 1960 wurden die Primar- und Sekundar-
schulen verstaatlicht. Offiziell garantierte der Staat den Unterricht in Tamilisch und Singhale-
sisch, nicht zuletzt, um dem Vorwurf einer erzwungenen Assimilation entgegentreten zu 
k�nnen. Formell blieb es den Eltern �berlassen, welche Unterrichtssprache sie f�r ihre Kinder 
w�hlten. Faktisch fehlte es in tamilischen Gebieten an singhalesischen Lehrern. Den Tamilen 
war es dementsprechend erschwert, das notwendige Singhalesisch zu lernen. Auch aus dem 

20 Ceylon hatte ein parlamentarisches System mit zwei Kammern und Mehrheitswahlrecht ohne besondere 
Quotenregelung f�r die Minderheiten.
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weiterf�hrenden Bildungswesen wurden die Tamilen seit den 1970er Jahren zur�ckgedr�ngt. 
Um den Anteil der Studenten aus l�ndlichen Gebieten zu erh�hen, f�hrte die SLFP ein 
territoriales Quotensystem ein. Davon profitierten real weniger die Bewerber aus l�ndlichen 
Bereichen als vielmehr die Kinder der singhalesisch-kleinst�dtischen Mittelschicht, deren 
Eltern der SLFP nahestanden. Auch auf die Wirtschaft nahmen die singhalesischen 
Regierungen gro�en Einfluss: Unternehmen wurden verstaatlicht, die Einstellung und 
Bef�rderung von Tamilen begrenzt. Sukzessive verdr�ngte man die Tamilen aus der 
expandierenden staatlichen Wirtschaft und der Beamtenschaft. Die Sicherheitskr�fte wurden 
nach und nach mit Singhalesen durchsetzt (Burger 1987: 822-833; Gunasinghe/Sivathamby 
1989: 237-257) und es begann eine Politik der Landerschlie�ung durch Bew�sserungsanlagen 
und der Ansiedlung von Singhalesen im Nord-Osten (Wickremeratne 1977b: 144-171; 
Balakrishnam 1977: 193-212). 1972 f�hrt die SLFP eine neue Verfassung ein. Der Buddhis-
mus und die singhalesische Sprache erhielten verfassungsm��igen Vorrang. Sri Lanka wurde 
zu einem zentralisierten und einheitlichen Staat erkl�rt.21 Das setzte den Autonomie-
bestrebungen der Tamilen eine enge Grenze. Vereinbarungen zwischen tamilischen Parteien 
und der singhalesischen Regierung zugunsten einer st�rkeren Teilhabe der tamilischen 
Bev�lkerung wurden von letzerer immer wieder gebrochen.
Seit Mitte der 1970er Jahre erhielt das Regierungssystem autorit�re Z�ge: Oppositionellen 
Politikern erkannte eine parlamentarische Untersuchungskommission 1978 die politischen 
Ehrenrechte ab. 1979 wurde aus dem parlamentarischen System eine Pr�sidialdiktatur, in der 
der Pr�sident alle wichtigen Entscheidungsbefugnisse, kleine Parteien durch eine Sperrklausel 
(12,5 bzw. 5 Prozent) benachteiligt und der Sieger durch Bonussitze beg�nstigt wurde. Die 
n�chsten Jahre nutzte die UNP zudem, um die unabh�ngige Rechtsprechung zu schw�chen 
und die Administration mit eigenen Parteig�ngern zu durchsetzen.22 1981 bot die Regierung 
den Tamilen zwar eine Einsetzung von lokalen Verwaltungseinheiten an, die der Minderheit 
mehr politische Mitspracherechte �bertragen sollte, de facto besa�en diese kaum Einfluss und 
Befugnisse. W�hrend der Implementierung brachen ferner inselweite Unruhen aus, die zu 
systematischen Pl�nderungen tamilischer Gesch�fte und H�user, zur Verfolgung, Miss-
handlung und Ermordung zahlreicher Tamilen f�hrten. 1982 wurden die anstehenden 
Parlamentswahlen mit der Ausrufung des Ausnahmezustands umgangen. 1983 brach 
schlie�lich, ebenfalls nach inselweiten Unruhen, der offene B�rgerkrieg zwischen den 
tamilischen Rebellen und der singhalesischen Regierung aus. Verschiedene Friedens-
initiativen zur Beilegung des B�rgerkrieges blieben ohne Erfolg. 2009 gelang es dem Milit�r 
schlie�lich, die Widerstandsbewegung milit�risch zu besiegen.23

3.2. Das Åkonomische Setting und die Politik der Eliten
Die auf Eigenversorgung gerichtete Wirtschaft Ceylons formten die Briten zu einer export-
orientierten Volkswirtschaft, getragen von den Plantagen (zun�chst Kaffee, dann Tee, in 
geringerem Ma�e auch Kokosnuss, Kautschuk und Cinchona) und den st�dtischen Zentren, 
um. Nur das tamilische Territorium im Norden blieb �konomisch weitgehend unerschlossen; 

21 Vgl. Obeyesekere 1979, 1992; Kreuzer/Weiberg 2005. Der Buddhismus erh�lt eine priorit�re Rolle (Art. 9); 
der Staat muss f�r seinen Schutz und seine F�rderung sorgen (Art. 10 und 14). Zum „unitary state“ Wilson 1988.
22 Die Richter wurden unter die Aufsicht der Exekutive gestellt; missliebige Kandidaten abgesetzt. Vgl. 
Samaraweera 1977: 353-375 und Rogers 1987.
23 Zur ausf�hrlichen Darstellung der politischen Entwicklung vgl. Weiberg-Salzmann 2011.



13

eine Ausnahme bildete der Ausbau der extensiven Gartenwirtschaft. Nach der Unabh�ngigkeit 
blieb die Plantagenwirtschaft das R�ckgrat der sri-lankischen Wirtschaft. Seit den 1950er 
Jahren sah sich das Land jedoch mit schwankenden Weltmarktpreisen und zunehmender 
globaler Konkurrenz konfrontiert. Die wachsenden Importe von Grundnahrungsmitteln und 
der Abfall des Exports f�hrten zu einer steigenden Belastung des Staatshaushaltes. Einen 
industriellen Sektor gab es nicht. Es existierten nur einige zum Plantagensektor geh�rige 
Industrien wie z. B. Tee- und Kokosverarbeitung. Erst nach und nach etablierten sich kleinere 
Manufakturbetriebe (Seife, Glas, Papier und Zement). Der gr��te Teil der Bev�lkerung 
bestand aus Kleinbauern. Eine Neuorientierung in der Wirtschaftspolitik mit dem Ziel einer 
Diversifizierung der Exportg�ter und dem Aufbau einer heimischen Industrie w�re notwendig 
gewesen, um die �konomische Lage zu verbessern. Die herrschenden Familien profitierten 
aber ausnahmslos von den bestehenden Strukturen: Die Singhalesen des Tieflandes waren mit 
dem Handel an der K�ste aufgestiegen, die Hochland-Singhalesen besa�en gro�e Plantagen 
im Kernland der Insel und die Jaffna-Tamilen besetzten die obere Administration und die 
wichtigen akademischen Berufe. An einer gro�en Landreform sowie an der F�rderung der 
Industrie und der Privatwirtschaft lag ihnen wenig, da dies bedeutete, dass sie einen Teil ihrer 
ausgedehnten Besitzungen verloren, Konkurrenz durch eine neue Industrieelite bekommen 
und sich eine st�dtische Arbeiterbewegung gebildet h�tte. Die politischen Eliten suchten 
deshalb einen anderen Weg, um die W�nsche ihrer ruralen W�hlerschaft zu befriedigen. Die 
Masse der Bev�lkerung erwartete n�mlich einen sozio-�konomischen Aufstieg, zumindest 
aber eine Partizipation am Wohlstand – im Sinne einer grundlegenden Versorgung. Die 
L�sung der Probleme war die Ethnisierung und Nationalisierung der Wirtschaft, ein Ausbau 
des Wohlfahrtsstaates (u.a. Ern�hrungsprogramme, kostenlose Schul- und Universit�tsaus-
bildung, kostenlose Basisgesundheitsf�rsorge) und Landerschlie�ungsprogramme.24 Die
Landerschlie�ung konzentrierte sich dabei auf den (Nord)Osten - traditionell tamilisches und 
muslimisches Bev�lkerungsgebiet - in dem nun Singhalesen umgesiedelt wurden.25

Unter der SLFP wurden zudem in den 1960er Jahren gro�e Teile der Wirtschaft nationalisiert 
bzw. verstaatlicht. Der Staat entwickelte sich zum gr��ten Wirtschaftsakteure und 
Arbeitgeber der Insel. Diese Wirtschaftspolitik schaffte zwar Arbeitspl�tze, immer mehr 
Menschen hingen aber von einem konstanten BIP ab und konkurrierten um eine begrenzte 
Anzahl an Jobs. Bis zum Beginn der 1970er Jahre ging die Strategie der Eliten noch auf, weil 
eine gewisse Umverteilung von h�her gestellten st�dtischen zu den ruralen mittleren Klassen 
stattfand. Durch begrenzte Durchsickerungseffekte konnten zun�chst auch die unteren 
Bev�lkerungsgruppen profitieren (Uphoff/Wanigaratne 1982: 479-547). Auch durch die 
„gr�ne Revolution“ und Importrestriktionen wurden die „Smallholdings“ beg�nstigt. Die 
l�ndliche Kleinbourgeoisie profitierte auch von der expansiven Bildungspolitik und lokalen 
Patronagenetzwerke. Durch die Bildungsexpansion erreichten sie h�here berufliche Qualifi-
kationen und besetzten Fachkr�ftestellen (z. B. Lehrer, Ingenieure, Verwaltung), die bis dahin 
den Kindern der Plantagenindustriellen vorbehalten gewesen waren. Ferner erm�glichte die 
Politisierung der l�ndlichen Gebiete einen Aufstieg in der Parteienhierarchie des Dorfes. Nach 

24 Dies war ferner eine Reaktion der konservativen Eliten auf den W�hlerzulauf, den die linken Parteien nach der 
Unabh�ngigkeit erhielten. Ein Linksruck h�tte die dominante Stellung der Elite bedroht und eine ethnische 
Solidarisierung bef�rdern k�nnen.
25 Die Umsiedlung machte die Singhalesen in den folgenden Jahrzehnten in manchen Gebieten zur Mehrheit, in 
anderen wurden die Wahlkreise zu ihren Gunsten angepasst vgl. Swaminathan 2004. 
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und nach wurde der Staat zum (alleinigen) Zentrum der Ressourcenverteilung. Er kontrollierte 
gro�e Teile der Wirtschaft, ihm geh�rte das meiste Land, die Bew�sserungssysteme und die 
dazugeh�rige Infrastruktur, er kontrollierte auch den Im- und Export sowie alle wichtigen 
Konsumprodukte und monopolisierte ganze Wirtschaftszweige. Beh�rden des Staates 
„regelten“ und „�berwachten“ den Warenverkehr. Die den einzelnen Ministerien zugeord-
neten Beh�rden erlaubten es den Politikern, direkt auf die Unternehmen zuzugreifen. Auftr�ge 
und Rechte wurden deshalb nicht nach volkswirtschaftlichen Kriterien vergeben, sondern 
nach klientelistischen Gesichtspunkten. Zudem forderten die Vertreter der staatlichen 
Beh�rden auch Leistungen und Gef�lligkeiten von der Wirtschaft ein. Korruption, Bestech-
ung, Betrug und Unterschlagung grassierten �berall. F�r die Politiker ging es dabei zum einen 
um Selbstbereicherung, zum anderen um die Versorgung der eigenen politischen Klientel. Die 
Erwartungshaltung und Versorgungsmentalit�t der Bev�lkerung sowie der Habitus der Eliten, 
als Patron f�r entsprechende G�ter ihrer W�hlerklientel zu sorgen, „zwang“ die singhalesi-
schen Eliten, die Tamilen wirtschaftlich auszugrenzen. Tamilen wurden nur noch in geringem 
Umfang, d. h. sogar unterhalb ihres prozentualen Bev�lkerungsanteils, eingestellt. In den 
verstaatlichten Unternehmen arbeiteten nach Sch�tzungen 98-99 Prozent Singhalesen. Die 
Verstaatlichung der Bereiche hatte zus�tzlich die Arbeitspl�tze im privaten Sektor verringert, 
so dass es immer schwieriger wurde, der staatlichen Marginalisierungspolitik auszuweichen. 
Den tamilischen Politikern dagegen fehlte weitgehend der Zugriff auf die staatlichen 
Ressourcen. 
Die Liberalisierung der Wirtschaft durch die UNP nach 1977 bremste die Entwicklung 
insofern, als sie die Wohlfahrtspolitik etwas einschr�nkte. Aber auch sie schaffte die 
Subventionen nicht ab, da diese ein wesentlicher Baustein waren, um politische Stabilit�t zu 
gew�hrleisten und den Anschein sozialer Gleichheit aufrechtzuerhalten. Unter der UNP
vergr��erten nur noch bestimmte Wirtschaftssektoren (z. B. Baugewerbe, Importhandel) ihren 
Einkommensanteil, w�hrend der Einkommensanstieg der �brigen Mittelklasse und der 
unteren Bev�lkerungsgruppen durch die Inflation und den R�ckgang der staatlichen 
Subventionen wieder aufgezehrt wurde (Goonatilake 1988: 187-233). Die wenigen Ressour-
cen wurden ferner immer st�rker entlang politischer Opportunit�ten und enger Zugeh�rig-
keiten verteilt. Diese Begrenzung traf die rurale Jugend besonders hart: Sie musste feststellen, 
dass die Elite, nicht anders als zu Kolonialzeiten, keineswegs bereit war, die politische Macht 
und die wirtschaftlichen G�ter mit ihnen zu teilen. Diese Einsicht war umso schmerzhafter, 
als ihre Erwartungen und Anspr�che mit dem Ausbau der Sozial- und Wohlfahrtspolitik 
gestiegen waren. Die Sozial- und Wohlfahrtssysteme hatte auch eine erhebliche Auswirk-
ungen auf die Bev�lkerungsdynamik gehabt: die Bev�lkerung wuchs, die Sterberate sank und 
die Lebenserwartung stieg. Die Konkurrenz um die abnehmenden Staatsleistungen war 
entsprechend hoch.26 Da die landwirtschaftliche und industrielle Siedlungs-, National-
isierungs- und Entwicklungspolitik prim�r die Mehrheitsbev�lkerung versorgte, wurden die 
Tamilen immer st�rker auf die n�rdliche Halbinsel Jaffna zur�ckgedr�ngt (Hellmann-
Rajanayagam 1990: 2). Gleichzeitig sorgte der Bev�lkerungsdruck daf�r, dass den Tamilen 
Besch�ftigungsm�glichkeiten au�erhalb des Nordostens entzogen waren. Gerade f�r die gut 
ausgebildeten tamilischen Jugendlichen war der Zugang zu den begehrten Jobs im staatlichen 

26 Seit den 1970er Jahren sank die Rate des Bev�lkerungswachstums wieder, was auf die zunehmende 
Schulbildung von Frauen, ihr steigendes Heiratsalter, ihren Eintritt in die Erwerbsarbeit und ihre insgesamt 
ver�nderte soziale Stellung zur�ckzuf�hren war.
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Sektor verschlossen, ohne dass sie auf andere Alternativen ausweichen konnten. W�hrend in 
der Sprachenfrage und bez�glich der Schulbildung von der Regierung zumindest geringe 
Zugest�ndnisse gemacht wurden, blieb die Lage auf dem Arbeitsmarkt unver�ndert 
(Wilson/Dalton 1982). Nur in der Hauptstadt hatte die Wirtschaftspolitik der UNP positive 
Effekte f�r die Tamilen, die allerdings nicht intendiert, sondern ein Nebenprodukt der 
Liberalisierungsma�nahmen waren (Sanmugathasan 1984: 72). Hier profitierten Tamilen, 
weil viele Einzelhandelsbetriebe, kleine Lebensmittell�den, Import-Export-Firmen und 
Schmuckgesch�fte durch die Liberalisierung entstanden.
Eine ungebildete Bev�lkerung w�re m�glicherweise mit der durch die Wohlfahrts- und 
Subventionspolitik insgesamt verbesserten Lebensbedingungen zufrieden gewesen. Seit den 
1950er Jahren war der Bildungsweg vom Kindergarten bis zur Universit�t aber kostenlos. 
Dadurch stieg nicht nur die absolute Alphabetisierungszahl, es nahm auch best�ndig die 
Anzahl derer zu, die einen h�heren Bildungsabschluss erreichten. Bildung war seit der 
Kolonialzeit traditionell der Weg zum sozialen Aufstieg. F�r die unteren Gesellschafts-
schichten war Bildung zudem oft die einzige M�glichkeit, sozial aufzusteigen. Seit Beginn 
der 1970er Jahre wurden die Folgen der Wirtschafts- und Sozialpolitik offensichtlich: Das 
Bildungssystem hatte einen riesigen �berschuss an „falsch“ ausgebildeten Jugendlichen 
produziert, f�r die es weder im privaten noch im staatlichen Sektor entsprechende 
Arbeitspl�tze gab. Gleichzeitig stieg zu diesem Zeitpunkt, im Vergleich zu den 1960er Jahren, 
die offene Arbeitslosigkeit dramatisch an (Lakshman 2004: 273-299; Jayasuriya 2004: 403-
425). Bei den Arbeitslosen handelte es sich vorwiegend um junge Menschen aus den 
l�ndlichen Gebieten mit hohem Bildungsabschluss. Die Erwartungen dieser hoch politisierten, 
sozialistisch gepr�gten Jugendlichen konnte die sri-lankische Wirtschaft angesichts eines nur 
m��igen Wachstums und wenig diversifizierter Sektoren nicht erf�llen. Zwar entstanden 
durch die Liberalisierung neue Arbeitspl�tze in der Landwirtschaft, im Baugewerbe und der 
Manufaktur bzw. der Industrie sowie im Handel, aber nicht die gew�nschten staatlichen oder 
halb-staatlichen Jobs mit der Aussicht auf eine lebenslange Besch�ftigung, saubere Arbeit und 
gute Pension. T�tigkeiten in der privaten Wirtschaft waren vielen Jugendlichen zu unsicher, 
die Arbeit zu hart, die Bezahlung und das soziales Prestige zu gering.27

3.3. Ideologische Determinanten: Der ethno-(religiÅse) Nationalismus
Vor der Kolonialisierung war Sri Lanka nie eine staatliche oder nationale Einheit gewesen. 
Ein Bewusstsein gemeinsamer Identit�t existierte nicht. Gemeinschaft und Identit�t wurden 
von lokalen, familialen, kastenf�rmigen oder religi�sen Gesichtspunkten gepr�gt. Ethnische 
Kriterien waren kein vorrangiges Differenzierungsmuster, sondern ein Identit�tsmarker unter 
zahlreichen anderen. Bis etwa 1920 herrschte bei den tamilischen, muslimischen und 
singhalesischen Eliten ein inklusives Staats- und Nationenverst�ndnis vor, das im gemein-
samen „Kampf“ gegen die Kolonialmacht und dem Ziel der Unabh�ngigkeit begr�ndet lag. 
Gemeinsamkeiten bildeten die �hnlichkeit ihres sozialen und �konomischen Status sowie die 
englische Erziehung und Sprache. Mit der Einf�hrung des allgemeinen Wahlrechts �nderte 
sich dies. Die in den Augen der Bev�lkerung verwestlichte Elite suchte nach einem „link“, 
um die W�hler dauerhaft an sich zu binden. Die Nutzbarmachung von Ethnizit�t bot die 
besten Aussichten, um die Ziele der Elite zu verwirklichen. Nach der Unabh�ngigkeit wurde 

27 F�r eine ausf�hrliche Darstellung der �konomischen Faktoren vgl. Weiberg-Salzmann 2011.
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der Faktor „Ethnie“ zu dem wichtigsten Distinktionskriterium zwischen den Gruppen und zu 
der dominanten Gr��e bei der Verteilung staatlicher Ressourcen.28 Das entsprach auch den 
tiefsitzenden Loyalit�ten der Elite, die sich zwar den Kolonialm�chten in Habitus, Kleidung 
und westlicher Bildung angen�hert hatte, deren traditionelle Bindungen (nach Familie, Ethnie, 
Religion oder Sprachgruppe) aber erhalten geblieben waren. Auch innerhalb der weitgehend 
apolitischen Bev�lkerung bildete sich die Selbstdefinition und Zugeh�rigkeit entlang dieser
Linien. Begriffe wie Gemeinwohl und objektive Kriterien der Staatsb�rgerschaft waren weit 
weniger anschlussf�hig. 
Um eine homogene Nation zu formen, die Bev�lkerung zu integrieren und die eigene Macht 
zu sichern, „interpretierte“ die singhalesische Elite ihre historische Vergangenheit nach der 
Unabh�ngigkeit neu. Mit Hilfe alter buddhistischer Chroniken schufen sie ein Konstrukt, in 
dem sich Ethnie, Territorium und Religion zu einer untrennbaren Einheit verbanden. Aus 
diesem Mythos leiteten sie den Nachweis f�r die Vorrangstellung der Singhalesen in Staat 
und Gesellschaft ab. Die offizielle singhalesische Geschichtsschreibung berief sich auf einen 
Mythos, nach dem Sri Lanka und die Singhalesen von Buddha erw�hlt wurden, um das 
�berleben des Buddhismus zu sichern und sein Erbe zu bewahren. Ein idealisierte Bild fr�her 
friedlich, l�ndlich-buddhistischer Dorfgemeinschaften pr�gte den Mythos. Nach Meinung der 
Singhalesen wurde ihre Goldene Zivilisation im Verlauf der Jahrhunderte von einfallenden 
Tamilen und Einwirkungen des Westens zerst�rt oder gef�hrdet. In ihrer Vorstellung verban-
den sich die Sri Lanka-Tamilen mit den Millionen Tamilen S�dindiens (Tamil Nadu). Man 
f�rchtete – durch eine Intervention Indiens oder den weiteren Zuzug indischer Plantagen-
arbeiter – zu einer Minderheit im eigenen Land zu werden.29 Die Geschichte war ein 
unaufh�rlicher Kampf um die Selbstbehauptung des singhalesisch-buddhistischen Volkes. 
Der neue Staat musste darum vor allem die Bed�rfnisse der Singhalesen ber�cksichtigen und 
die Tamilen zur�ckdr�ngen (Wilson 1988: 32). Die Forderung nach mehr Rechten f�r die 
Tamilen, eine f�derale Staatsform oder gar eine Eigenstaatlichkeit war ein absolutes Tabu, da 
dies die (sakrale) Einheit des Staates gef�hrdete. Der Buddhismus konnte nur in einem 
singhalesisch-dominierten Sri Lanka �berleben, in einem „unitary state“ (Einheitsstaat). Er 
wurde vom singhalesisch-buddhistischen Herrscher (bzw. Staat) gesch�tzt und leitete diesen 
seinerseits. Kam der Herrscher seiner F�rsorgepflicht nicht nach, verlor er seine Legitimation.
Selbst die Pr�sidialverfassung wurde buddhistisch gerechtfertigt, da vorgeblich nur ein starker 
buddhistischer F�hrer das „Dharmadwipa“ (=Insel des Dharma) wiederherstellen konnte. 
Durch buddhistisch inspirierte Gerechtigkeitsvorstellungen sollte eine vom politischen 
System gelenkte „righteous society“ entstehen.30

Durch Politiker und Medien verbreitete sich diese Ideologie in der Bev�lkerung. Indigene 
Wissenschaftler �bernahmen zudem fragliche Ergebnisse europ�ischer Rasse- und Sprach-
untersuchungen und forschten weiter in diese Richtung. Ergebnisse, die nicht der prominenten 
Vorstellung von der glorreichen singhalesischen Kultur und Vorherrschaft entsprachen, 
wurden vernachl�ssigt. Eine dritte Verbreitungsebene und Autorit�tsinstanz waren die 
M�nche. Sie glauben nur zu gerne an die neue Geschichtsversion, die dem buddhistischen 
Orden (Sangha) eine wichtige Position zuwies. Religi�se Institutionen waren in jedem Dorf 

28 Bereits seit den 30er Jahren verst�rkten sich die Bestrebungen der Singhalesen, den neuen Staat im Sinne der 
Mehrheitsbev�lkerung als singhalesisch-buddhistische Staatsnation zu konzipieren.
29 In Tamil Nadu (s�dindischer Bundesstaat) lebten 1949 ca. zwanzig, heute ca. sechzig Millionen Tamilen.
30 Vgl. Manor 1984; R�sel 1996; Schalk 2003.
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pr�sent und bilden (bis heute) die lokale Autorit�t. Aus religi�sen, gesellschaftlichen oder 
politischen Erw�gungen und sp�ter aus innerer �berzeugung antizipierte eine wachsende 
Masse der Bev�lkerung das Geschichtsbild. Die neue Einheit in der singhalesischen Gruppe 
f�hrte zur Abgrenzung und wachsender Intoleranz gegen�ber der Kolonialmacht/ dem 
Westen, Andersdenkenden und -gl�ubigen sowie den eigenen Minderheiten (Kearney 1973). 
Da f�r die Tamilen in diesem Nationalstaat nur wenig Platz blieb, versch�rften sich die 
Konflikte zwischen den Bev�lkerungsgruppen (Coomaraswamy 1993: 74-97). Als Reaktion 
entwickelte sich ein tamilischer Nationalismus. Sprache, lokaler Raum und Kultur waren 
seine bedeutenden Identit�tsmarker. Inhaltlich forderte er zun�chst eine besondere Ber�ck-
sichtigung der tamilischen Sprache und Kultur innerhalb des sri-lankischen Staats und 
regionale Quoten. Die abschlie�ende Formierung fand er Mitte der 1970er Jahre in der 
Radikalisierung.31 Gepr�gt von der Marginalisierung und sozialistischen Ideen begannen sich 
junge Tamilen gegen die Regierung und die eigene Elite aufzulehnen. Das militante Vorgehen 
der LTTE ver�nderte die Intention des tamilischen Nationalismus. Das betraf zum einen das 
Ziel – von der Forderung nach F�deration zur Sezession – und zum anderen das Vorgehen –
von Verhandlungen und friedlichen Protesten zur Gewalt. Die Tamilen baten die Singhalesen 
nicht l�nger um Zugest�ndnisse, sondern forderten ihre Rechte ein. Auch sozialstrukturelle 
Fragen, die Kastenstruktur und Eliteherrschaft bezog die LTTE mit ein. Bis Ende der 1970er 
Jahre fand der Separatismus in der Bev�lkerung jedoch kaum Anh�nger. Da die tamilischen 
Parteien aber politisch erfolglos blieben, nahm der Einfluss der LTTE sukzessive zu. 
Letztendlich konnte das politische System den ideologisch politisierten Buddhismus aber 
dauerhaft nicht kontrollieren. Der Kontrollverlust zeigte sich insbesondere in der Ausweitung 
der Gewalt: 1956 wurde der Premierminister von einem radikalen M�nch ermordet. 
Zugest�ndnisse der Regierung an die Tamilen wurden wiederholt mit Hilfe des Sangha und 
der politischen Opposition verhindert.32 1956, 1958 und 1977 kam es zu Ausschreitungen 
gegen die Tamilen; 1983 brach nach schweren Unruhen der offene B�rgerkrieg aus. Die 
Rechtfertigung f�r die Pogrome zog der marodierende singhalesische Mob aus dem Sinhala-
Buddhismus. M�nche beteiligten sich au�erdem aktiv an Ausschreitungen und protestierten 
hinterher bei der Regierung vehement gegen eine Entschuldigung und Entsch�digungen. Seit 
Ende der 1980er Jahre legitimierten die M�nche auch das Milit�r und den Krieg und 
boykottierten jeden Versuch, eine friedliche L�sung zu finden.33 Eine Machtteilung mit den 
Minderheiten lehnten sie kategorisch ab und verlangten eine milit�rische Vernichtung der 
„Terroristen“ (Bartholomeusz 2002: 124). Der Krieg gegen die tamilischen Rebellen erfuhr so 
eine religi�se Rechtfertigung als „gerechter Krieg“. Die Idee eines religi�sen „righteous war“ 
(dharma yuddhaya) wurde im �ffentlichen Diskurs von der Sangha aufrechterhalten und der 
Politik an Stelle von politischen Mitteln genutzt, um den Konflikt „zu l�sen“ und Gewalt zu 
rechtfertigen. Gewalt war kein Widerspruch zum Buddhismus mehr, sondern eine 
Voraussetzung zur Errichtung der Dharmagesellschaft. Ein gerechter F�hrer mit der richtigen 
Intention war legitimiert, Krieg zu f�hren. Das Ideal der Gewaltlosigkeit musste, wenn es gute 
Gr�nde daf�r gab, zur�ckgestellt werden. Einige radikale M�nche fordern sogar die �bergabe 

31 Zur Herausbildung der tamilischen Identit�t und des Nationalismus vgl. Hellmann-Rajanayagam 2007.
32 Vgl. den gescheiterten Bandaranaike-Chelvanayakam-Pakt 1957, den Senanayake-Chelvanayakam-Pakt 1965, 
den Indo-Sri-Lankan-Peace-Accord 1987 und die Kumaratunga-Devolutionsvorschl�ge 1995 und 2000.
33 In religi�sen Texten wurden z.B. xenophob-militante Inhalte verbreitet. Demnach erreicht man durch den 
milit�rischen Kampf gegen Feinde des Buddhismus das Nirvana und das T�ten eines Ungl�ubigen war erlaubt.
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der Staatsleitung an den Sangha, da angesichts des Versagens der Politik nur er in der Lage 
sei, den Untergang zu verhindern. Diese Forderung kulminierte 2004 in der Gr�ndung einer 
religi�sen Partei, der Jathika Hela Urumaya (= National Sinhala Heritage Party, JHU), deren 
Abgeordnetenmandate ausschlie�lich buddhistischen M�nchen vorbehalten waren. Seit 2005 
koalierte die JHU mit der regierenden SLFP von Pr�sident Rajapakse (als United Peoples 
Freedom Alliance, UPFA).34

3.4. Kulturelle Determinanten: Kommunalismus und Patronage
Die gewaltsamen Widerstandsbewegungen in Sri Lanka werden in den meisten Studien auf
ethnische oder �konomische Faktoren zur�ckgef�hrt. �bersehen wird h�ufig, dass tiefer 
liegende, kulturelle Ordnungs- und Strukturmuster die Basis der sp�teren ethno-(religi�sen) 
Spaltung, der �konomischen Exklusion und der Hinwendung zur Gewalt bildeten. Konflikte 
zwischen und innerhalb der Bev�lkerungsgruppen waren in Si Lanka tief in den traditionellen 
Sozial- und Ordnungsstrukturen verankert und �bergreifende kooperative Verhaltensmuster 
kaum vorhanden. Primordiale Statusgruppen wie Kaste, Familie/ Clan und sp�ter Ethnie 
blieben das organisatorische Zentrum und integrative Moment. Mit der Demokratie wurden 
die alten (Macht-)Konstellationen und -k�mpfe nicht aufgel�st, sondern versch�rften sich 
unter dem Konkurrenzdruck des demokratischen Wettbewerbs. Ein multikultureller Staat und 
Konzepte von allgemeiner Wohlfahrt blieben reine Akklamation.35 Eine weitgehend ignorante 
Bev�lkerung mit traditionellen Vorstellungen von F�hrerschaft und Respekt und eine 
selbstbezogene Elite bildeten das instabile Gleichgewicht der Politik. Es war eine Art feudales 
System „(…) that promoted benevolent authoritarianism on one side and unquestioned 
obedience and loyalty on the other side“ (Kariyakarawana/ Wijesinghe 1981: 212).36 In der 
nachkolonialen Transformation erwies sich Gewalt dabei wiederholt als probates und 
n�tzliches Mittel der Interessendurchsetzung und Bed�rfnisartikulation. Verhandelt wurde 
hingegen nur, wenn die gewalthaltigen Optionen ersch�pft waren und nicht umgekehrt.37

Gewalt wurde schlie�lich zu einem generellen Mittel der Konfliktl�sung, das pr�ventiv und 
reaktiv eingesetzt wurde, wobei sich verschiedene Gewaltursachen �berlagerten (Meyer 2003: 
148). Die permanente Anwendung von Gewalt f�hrte wiederum zu einer Institutionalisierung 
der Gewaltstrukturen sowie zu einer Proliferation der Gewaltakteure und Anl�sse. 

3.4.1. Kommunalistische Konfliktebenen
Im Inneren war Sri Lanka weniger eine homogene Einheit als eine Konf�deration heterogener 
Gemeinschaften, deren externe und interne Gruppenloyalit�ten h�ufig konfligierten bzw. 

34 Zur ausf�hrlichen Darstellung des(religi�sen) Ethnonationalismus vgl. Weiberg-Salzmann 2011.
35 „If you look at the nature of this country, this is a very heterogeneous collection of ethnic groups and 
nationalities, different languages. But of course this is a predominately Sinhala-Buddhist country (…)!“ 
(Interview paraphrasiert/�bersetzt mit N.V.K.K. Weragoda, General Secretary United National Party, 27.03.2006
Sri Lanka).
36 „Thinking about the history all the time we have had kings. Even after the British come to power – the British 
king. Since 1977 we have the presidency. So in the mind of the people the leader has always been a king. Now 
the president is elected as the Prime Leader, some sort of king“ (Interview Kamal Nissanka, General Secretary, 
Liberal Party, 29.03.2006 Sri Lanka).
37 „(…) The thing that makes the UNP think of ceasefire [seit dem Jahr 2000, Anm. M. W.-S.] and so on, was 
because they had no other options left. It was because of fear (…)“ (Interview mit Gajendrakumar 
Ponnambalam, General Secretary, All Ceylon Tamil Congress, 27.03.2006 Sri Lanka). „Erst seit die LTTE 
gewaltsam gegen die Regierung vorging, wurden die Tamilen als gleichwertig mit den Singhalesen angesehen“ 
(Interview paraphrasiert/ �bersetzt mit Viraj Mendis, Diaspora-Singhalese in Deutschland, 29.10.2006).
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entgegengesetzt waren. Konzeptionell lassen sich die bestehenden Ordnung- und 
Strukturebenen mit dem Begriff des Kommunalismus (insbesondere in Form von 
„familialism“, „castism“ und „regionalism“) erfassen.38 Gesellschafts�bergreifende Kooper-
ation und Inklusion waren in diesem System die Ausnahme, sie bezogen sich prim�r auf die 
eigene Familie, Kaste oder regionale Gruppe. Auch innerhalb der ethnischen Gruppen bestand 
kein �bergreifendes System der allgemeinen Wohlfahrt, sondern der Einzelinteressen und 
sektoralen Distribution. Demokratische Aspekte der Chancengleichheit fielen hinter diese 
Kriterien zur�ck. Die Eliten beider Seiten waren nicht in der Lage, die kommunalistischen 
Spaltungen zugunsten eines inklusiven Staats- und Nationenverst�ndnis aufzubrechen bzw. 
sie konservierten die gesellschaftlichen Strukturen, um die eigene Machtposition zu sichern. 
Mit der �bernahme dieser Strukturen in das demokratische System verloren die Konflikte 
ihre lokale Begrenzung und eskalierten national in die Gewalt.

Der Familialismus und der Kampf um das Familienprestige sind wichtige Faktoren in der sri-
lankischen Politik. Die politische Elite Sri Lankas rekrutiert sich aus wenigen Familien und 
Verwandtschaftsgruppen, die um die Macht konkurrieren. Diese Familien und Clans stellten 
schon vor der Unabh�ngigkeit die F�hrung der kommunalen Gemeinschaft als Mudaliyars 
oder Vel Vidane und waren nach 1948 Mitglieder des Parlaments, Administratoren, Rechts-
anw�lte, Richter, �rzte, Plantagenbesitzer, Bankvorst�nde, Wirtschaftsmagnate und Armee-
f�hrer geworden.39 Zwischen den Familien kam es einerseits zu opportunistischen 
Zusammenschl�ssen durch ein Geflecht aus angeheirateten und immer wieder erneuerten 
Familienbanden, gleichzeitig aber auch zu Zusammenst��en �ber den F�hrungsanspruch in 
Staat und Gesellschaft. Politik in Sri Lanka war immer auch die Konkurrenz zwischen den 
aufgestiegenen Familien und den urspr�nglich machtvollen Clans, die versuchten, ihren 
Status quo zu halten. Aber nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der Clans gab es 
vielfach Rivalit�ten �ber die soziale H�herstellung der einzelnen Familienzweige und 
Personen. Der Anspruch auf die F�hrung in einer Gruppe f�hrte zu pers�nlichen 
Auseinandersetzungen und gewalthaltigen Fehden (Malhotra 2004: 46). Diese vor der 
Unabh�ngigkeit vorrangig lokalen, sozio-�konomischen Konflikte der Familien verlagerten 
sich nach der Unabh�ngigkeit auf die parteipolitische Ebene (Banks 1969: 61-77). Zahlreiche 
Parteineugr�ndungen, Splitterparteien und Mehrfachmitgliedschaften waren ein Symptom 
dieser Konfliktlinien. Die Einf�hrung des allgemeinen Wahlrechts reduzierte entgegen der 
Erwartungen die Anzahl der Mitglieder aus traditionellen Familien nicht, sondern festigte 
deren Position (Hulugalle 1975: 101). Theoretisch konnte man aus einer niederen Kaste oder 
Familie aufzusteigen, die Mehrzahl der einflussreichen �mter wurde aber weiterhin von den 

38 Vgl Ryan 1953. Inhaltlich bezeichnen der Term Kommunalismus (wandlungsf�hige) religi�se, ethnische, 
nationalistische, kastenbasierte oder regionale Ordnungs- und Organisationsformen, die nach au�en auf sozialer 
oder sektiererischer Diskriminierung beruhen und gleichzeitig bestimmte Gruppen nach innen als Gemeinschaft 
zusammenschlie�en. H�ufig tr�gt er eine negative Konnotation von R�ckst�ndigkeit und Irrationalit�t. 
Angemessener w�re es allerdings ihn als wertneutrale Ordnungs- und Analysestruktur mit spezifischen Inhalten 
zu fassen. Als soziale Struktur ist er durchaus essentialistisch und endemisch, in seiner historischen Auspr�gung 
muss man ihn allerdings als qualitativ neue Ph�nomene einordnen, da er neue Gruppen und politische 
Verwertbarkeiten geformt hat.
39 Der Mudaliyar ist eine Person ersten Ranges in der tamilischen Gesellschaft. Unter den Kolonialm�chten war 
der Mudaliyar ein offizieller Titel bzw. ein Amt, das an loyale indigene Eliten vergeben wurde, vgl. Irschick 
1994. Der Vel Vidane ist der lokale singhalesische Verwaltungsleiter und oft Vorsitzender der Bew�sserungs-
projekte. Zu den Verwandtschaftsbeziehungen der Elite vgl. Wickramasinghe/Wickramasinghe 2005.
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Nachfahren der alten Eliten und ihren Verb�ndeten monopolisiert, auch wenn die Zusammen-
setzung des Parlaments heute st�rker diversifiziert ist.40 Systemisch l�sst sich dieses Hybrid 
aus traditionellen Elementen und demokratischen Institutionen als „dynastischen Demokratie“ 
beschreiben.41 Dynastische Familienzugeh�rigkeit erm�glichte und erleichterte den Zugang 
zu politischen �mtern, reichte aber nicht aus, um dem Kandidaten dauerhaft die Macht zu 
sichern, wenn eine entsprechende patronale Performanz (F�rsorge, Wohlt�tigkeit, Durch-
setzung von Macht) fehlte. Familienzugeh�rigkeit blieb aber ein wichtiges Kriterium, schon 
bei der Auswahl der Kandidaten durch die Partei.42 Das Modell der dynastischen Demokratie 
bedeutete nicht nur, dass Familienmitglieder einander nachfolgten, sondern auch, dass die 
Familie m�glichst viele �mter bei sich konzentrierte. Beispielhaft ist hier die Ratwatte-Dias-
Bandaranaike-Familie, aber auch der Clan des derzeitige Pr�sident Rajapakse. Die reale 
Macht der Familien beruhte h�ufig auf l�ndlichen Wahlbezirken, in denen ihre Verwandt-
schaftsgruppe �ber ausgedehnte Besitzungen verf�gte. Nicht selten sprach man davon, dass 
ganze Bezirke zu „einer Familie geh�rten“. Die dynastische Herrschaft war nicht nur ein 
Mittel des Machterhaltes, sondern tief im Selbstverst�ndnis der herrschenden Gruppe 
verankert. Ihrer Meinung nach boten sie der Bev�lkerung einen „great service“, dessen 
Berechtigung sich aus einer jahrhundertealten kulturellen Tradition ableiten lie�.43 Bis auf 
eine schmale Schicht hatte die breite Masse wenig gegen dieses Modell einzuwenden –
solange sie davon profitierte. 
Obwohl das Kastensystem bei den Singhalesen weniger restriktiv war als bei den Tamilen, 
waren die Auswirkungen auf das politische System auf beiden Seiten �hnlich.44 Fast alle 
singhalesischen politischen F�hrer kamen aus gut situierten Familien der Goyigama-Kaste
(h�chste Kaste). Das galt, mit Ausnahme der JVP, auch f�r die linken Parteien (Baxter et al. 
1993). Aber selbst die JVP hatte ein �bergewicht von F�hrungskadern aus der Karava-Kaste 
(Mayer et al. 2003a: 25). Auf tamilischer Seite rekrutierte sich die F�hrung ebenfalls aus den 
oberen Kasten (Vellala). Auch die Parteien und Gewerkschaften der Plantagen-Tamilen 
wurden von den obersten Kasten gef�hrt. Mit der Kolonialisierung der Insel waren 
Handwerker- und H�ndlerkasten aufgestiegen, die die Dominanz dieser Landbesitzerkasten in 
Frage stellten. Auf tamilischer Seite v. a. die Karaiyar und auf singhalesischer Seite im 

40 Auf lokaler Ebene gibt seit Mitte der 1950er Jahre eine neue indigene Mittelschicht-Elite. National �nderte 
sich die soziale Zusammensetzung des Parlaments erst in den 1970er Jahren. Kleine Gesch�ftsleute, Angestellte 
und Lehrer kamen �ber SLFP und sp�ter die UNP ins Parlament. Die tamilischen Parteien rekrutierten weiterhin 
aus den akademischen Berufen. Erstaunlicherweise trugen auch die linken Parteien wenig dazu bei, dass sich die 
soziale Schichtung im Parlament differenzierte. Hier findet man die st�rkste Sektion der oberen Mittelklasse mit 
westlicher Bildung (Jupp 1977: 483-499).
41 Zum Konzept der Dynastie und Schw�chung der Institutionen durch das dynastische Prinzip vgl. Gill 1997. 
42 „Conditions for the candidates are: Contribution to the party, how long they have been members, basic things 
like education, employment and income; than family, if his father and his grandfather have been a member of the 
party“ (Interview mit N.V.K.K. Weragoda, General Secretary United National Party, 27.03.2006 Sri Lanka).
43 „Wahlen verlaufen in Sri Lanka nach folgendem Muster: Der lokale Politiker kommt einmal im Jahr und vor 
der Wahl im Ort vorbei und macht der Bev�lkerung Versprechungen. Diese konnte zwar w�hlen, die Wahl 
orientiert sich aber immer noch an traditionellen Mustern: man w�hlt die Partei, die man schon immer gew�hlt 
hat, m�glichst innerhalb der eigenen Ethnie oder Kaste oder bestimmten Familienclans, die die Posten in 
familialer Erbfolge weitergeben. Auf dem Land folgt man immer noch dem lokalen „Hauspolitiker“, z. T. 
wurden die Leute durch massive Einsch�chterung auch gezwungen ihre Stimme f�r einen Kandidaten abzuge-
ben. (Interview paraphrasiert/�bersetzt mit Mitarbeiter einer politischen Stiftung (anonymisiert), Sri Lanka 
20.05.2004). 
44 Zur Reproduktion der Kastenstruktur vgl. F�hrer-Haimendorf 1966; Jayaraman 1975. Zur Funktion und 
Bedeutung von Kaste heute vgl. Searle-Chatterjee/Sharma 1994.
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Tiefland die Karava und Salagama; sie nahmen den Habitus der traditionellen Elite an und 
erkl�rten ihren Anspruch auf denselben sozialen und politischen Status.45 Diese Konkurrenz 
f�hrte seit Beginn des 20. Jahrhunderts zu gewaltt�tigen Zusammenst��en. Neben der 
Konkurrenz um die F�hrungspositionen innerhalb der f�hrenden Kasten gab es Konflikte 
zwischen den oberen und unteren Kasten. U.a. l�ste die Abschaffung der Privilegien f�r 
Vellala-Sch�ler Ende der 1920er Jahre auf Jaffna erhebliche Proteste mit gewaltsamen 
Zusammenst��en aus. Auf den Plantagen kultivierten die Vorarbeiter Konflikte und 
Kastendifferenzen oft noch, um eine gemeinsame Klassenbildung der Arbeiter zu verhindern 
(Emmanuel et al. 2004: 30f, 35). Das allgemeine Wahlrecht betrachteten die Eliten beider 
Ethnien als „dangerous mob-rule“. Nach der Demokratisierung spielte die Kastenzu-
geh�rigkeit weiterhin eine wichtige Rolle in den Parteien: Kandidaten wurden entsprechend 
aufgestellt und die politischen Vertreter waren den eigenen Kastenmitgliedern gegen�ber 
nachweislich responsiver bez�glich von Entwicklungsprogrammen, Jobs und anderen 
Leistungen.46 Insgesamt folgte die gesellschaftliche Struktur und das kulturelle Muster der 
Pr�misse: erst die Familie/ Clan, dann die eigene Kaste, dann die ethnische Gemeinschaft 
(nach sprachlich-religi�ser Loyalit�t). Jede Gruppe sah sich selbst dabei als am meisten 
benachteiligt und in der Opferrolle.47 Die Verantwortlichkeit allein der eigenen Gruppe
gegen�ber dominierte weithin das Verhalten der Politiker und war allgemein akzeptiert. 
Entsprechend war der erkl�rte Kommunalismus die grundlegende Ideologie eines Politikers.48

Prominent war die Sichtweise, dass „(…) a ruler who could not help his family and friends 
and harm his enemies was not good at all“ (Malhotra 2004: 26).

3.4.2. Konflikthafte Handlungspraxen: Klientelismus und Patronage
W�hrend sich die Ordnungs- und Sozialstrukturen auf der kognitiven Ebene durch das 
Konzept des Kommunalismus beschreiben lassen, findet es sich auf der Ebene der 
(faktischen) Handlungspraxen als Patronage wieder. Patron-Klient Strukturen sind in 
S�dasien der dominante Modus zur Regulierung sozialer Austauschbeziehungen. Auch in Sri 
Lanka bilden Patronagenetzwerke zwischen Elite und Bev�lkerung die Grundlage der 
sozialen, politischen und �konomischen Distribution. Patronagesysteme existierten auf der 
Insel schon lange vor der Unabh�ngigkeit und standen in engem Bezug zur vorkolonialen 
Wirtschaftsform. �hnlich einem Gutsherren versorgte der Land besitzende Patron die rurale 
Bev�lkerung mit Arbeit, Schutz und F�rsorge. Der Klient schuldete dem Patron Gefolgschaft 

45 Die Karaiyar, etwa zehn Prozent der Sri-Lanka Tamilen, waren urspr�nglich Fischer. Sp�ter rekrutierte die 
LTTE hier ihre Kader. Das singhalesische Pendant waren die Karava, von denen sich viele der SLFP und der 
JVP anschlossen (vgl. Roberts 1982). Die Salagama waren urspr�nglich Zimtsch�ler.
46 Ryan 1953: 264, 275f. „Kaste spielt weiterhin eine gro�e Rolle in Politik und Gesellschaft, obwohl niemand 
dar�ber sprach, nie etwas in den Zeitungen steht und es auch nicht zum offiziellen Diskurs geh�rte oder gesagt 
wurde, das gibt es nicht mehr. Aber wenn die Wahlen kommen, wissen die Parteisekret�re genau, wen sie zu 
nominieren hatten, von welcher Kaste oder Familie. Sogar die JVP richtet sich danach. Auch die M�nche, das 
war eine absolute Kastensache (Interview mit Mitarbeiter der Managing Trustee Initiative for Political and 
Conflict Transformation (anonymisiert), Sri Lanka 27.05.04). Bei den niederen Kasten bestand zudem die 
Tendenz, h�here Kasten zu w�hlen, anstatt aus ihrer niedrigen Kaste selbst Kandidaten zu bestimmen (Interview 
mit Raja Collure, General Secretary United Socialist Alliance und Chairman, Official Languages Commission, 
Sri Lanka 21.03.2006).
47 Interview paraphrasiert/�bersetzt mit Mitarbeitern einer INGO (anonymisiert), Sri Lanka 24.03.2006). 
48 „People getting easily attracted by communal feelings and emotional political campaign. You cannot expect a 
person not to have communal feelings. (…) Politicians taking advantage of this“ (Interview mit H. Nazeer 
Ahamed, Leader, Democratic Unity Alliance und Adviser to the President, 23.03.2006 Sri Lanka).
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und stellte ihm seine Arbeitskraft (sp�ter seine W�hlerstimme) zur Verf�gung (Land� 1973: 
103-127). Von den Patronagenetzwerken hing traditionell die Macht- und Sozialpositionen 
der Elite ab. Je mehr Klienten ein Patron hatte, desto h�her war seine Position. Und je st�rker 
und durchsetzungsf�higer der Patron, desto besser auch die Position seiner Klienten. Die 
Demokratie bewirkte eine Verlagerung, aber kein Verschwinden der Patronagestrukturen.49

Traditionelle Patron-Klient Beziehung amalgamierten mit demokratischen Systemelementen. 
Patronage wurde in einer politisierten Form zur informellen Praxis des politischen Systems 
(vgl. auch Valenca 1999).

Das traditionelle Patronagesystem in Sri Lanka beruhte auf dem Seniorit�tsprinzip und 
familialer Tradition. Patrone waren Landbesitzer, die �ber P�chter und Lohnarbeiter eine 
st�ndige Gefolgschaft besa�en. Ressourcen, �ber die der Patron verf�gte, waren Land, 
Sicherheit und Rechtsprechung. Der Klient konnte im Gegenzug Gefolgschaft und Dienst 
anbieten (Lande 1973: 105). Die lokalen Patrone bildeten ein hierarchisches Netzwerk von 
Statusgleichen und Rangh�heren, an dessen Spitze die h�chsten Kasten und schlie�lich der 
K�nig standen. Getragen wurde die Patron-Klient Verbindung von einer reziproken 
pers�nlichen Beziehung zwischen dem Klienten und dem Patron, bei der der Klient monet�re 
Zuwendung, soziale Hebung oder F�rsorge erwartete. Das Besetzen einer hohen Position im 
sri-lankischen Sozialgef�ge implizierte bestimmte Vorstellungen der direkten Reziprozit�t 
zwischen Klienten und Patron und der sozialen Verantwortung gegen�ber der Klientelgruppe. 
Aufgabe des Patrons war es, der eigenen (kommunalistischen) Gruppe einen Teil der 
Ressourcen zu sichern. Zwischen Patron und Klient gab es zwar keine schriftlichen 
Vereinbarungen, der drohende Ehr- und Vertrauensverlust disziplinierte aber Patron wie 
Klient und bewahrte ein System der wechselseitigen sozialen Kontrolle. Soziale Koh�sion 
und Verwandtschaft waren die �konomische und soziale Grundlage der D�rfer und die 
Garantie f�r gegenseitige Hilfe. Ein Versto� gegen die Regeln des Dorfes wurde sanktioniert, 
stigmatisiert, schlimmstenfalls mit dem Ausschluss aus der Gemeinschaft bestraft. Die 
d�rflichen Siedlungen geh�rten zu verschiedenen Familien, die untereinander um die h�chste 
Position im Sozialgef�ge (z. B. durch Anerkennung und Gefolgschaft) konkurrierten. Ziel 
eines Patrons war es, �ber eigene lokale Klienten zu verf�gen. Der „Besitz“ von Gefolgschaft 
galt als ein klares Zeichen von sozialer (sp�ter auch politischer) F�hrerschaft. Konzepte wie 
„pirisa“ (= „folgen, Gefolgschaft“) bildeten einen traditionellen Umverteilungsmechanismus. 
Anschlussf�hig war das Patronagesystem zudem an die buddhistische Auffassung, dass der 
Herrscher f�r das Wohlergehen seiner Untergebenen zu sorgen hatte. Konflikte waren im 
traditionellen Patron-Klient System nicht selten: Sie entstanden aus dem Wettkampf der 
Patrone um Klientel und aus der Konkurrenz der Klienten um einen starken Patron, der ihre 
Bed�rfnisse erf�llte und Zugeh�rigkeit zu einem angesehenen „Haus“ sicherte. Oft war die 
Beziehung zwischen Patron und Klient auch weit weniger reziprok als die Theorie 
suggerierte. Statt Gegenseitigkeit, Treue und Dienst war sie gepr�gt von Willk�r seitens des 
Patrons (Burkolter-Trachsel 1981). Die „Freiwilligkeit“ des Klienten beruhte nicht selten auf 

49 H�ufig wird die Patronage als �berbleibsel vormoderner Organisationsformen betrachtet, das mit der 
Modernisierung verschwinden sollte. Dementgegen zeigte sich eine starke Beharrungskraft der Patron-Klient 
Netzwerke und deren F�higkeit, sich mit modernen Strukturierungsformen zu verbinden (Eisenstadt/ Roniger 
1980: 42-77). Dadurch entstanden neue, komplexe Formen der Patronage (H�stebeck 2004). Zu patronal-
klientelistischen Netzwerken vgl. auch Migdal 1988; Johnson/Dandeker 1990: 219-242; Khan 1998: 111-127.
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Abh�ngigkeit, Manipulation, Drohungen und Gewalt (Stein 1984: 33). U.a. wurde Gewalt von 
Seiten der Patrone eingesetzt, um Aufw�rts-Mobilit�tsbewegungen zu unterdr�cken und das 
hierarchische Gesellschaftsmodell zu erhalten. Wichtig aber war, dass die Konflikte und die 
Gewalt zwischen Patron und Klienten oder Patron und Patron in Reichweite und Ausma� 
lokal begrenzt waren. 
Unter der kolonialen Herrschaft blieben diese Strukturen bestehen, wenn sich der Kreis der 
Patrone auch um neue Eliten (Beamte und H�ndler) erweiterte. Nach der Unabh�ngigkeit 
musste die Patronagekultur den politischen Faktor (Staat, Demokratie, Parteien) mit 
einbeziehen. Patrone dieser Generation mussten �ber Beziehungen zur Politik verf�gen oder 
m�glichst selbst Politiker in einer der gro�en Parteien sein. Vom Erhalt eines Postens in der 
Administration oder in der Politik hing nicht nur die Machtposition des Einzelnen, sondern 
auch der gesellschaftliche Status des Clans ab. Eng verbunden mit einer f�hrenden Stellung 
blieben bestimmte Reziprozit�tsvorstellungen: Soziales Ansehen konnte man nur erwerben, 
wenn man die eigene Klientel ausreichend versorgte. Dabei handelte es sich um direkte 
Reziprozit�t, nicht um allgemeine Versorgungsleistungen des Staates. Die Kontrolle �ber die
Gefolgschaft (W�hler) der Patrone wurde durch eine nachgeordnete, zweite Gruppe von 
lokalen Personen („Brokern“) vermittelt, die selber als „kleine“ Patrone agierten. Der lokale 
Patron vermittelte eine Beziehung zwischen Klient (W�hler) und nationalem Patron 
(Abgeordneter im Parlament). Die Leistung des Klienten bestand in der Unterst�tzung der 
Wahlkampagnen des Patron und der „richtigen“ Stimmabgabe bei der Wahl. Als 
Gegenleistung wurden Arbeits- und Ausbildungspl�tze sowie Land usw. verteilt (Jayanntha
1992). Die Broker waren meist lokal angesehene Personen aus dem �ffentlichen Dienst, 
�konomisch und beruflich erfolgreich und aus einer guten Familie.50 Nicht selten standen sie 
auch den �rtlichen Kooperativen oder Gewerkschaften vor und waren als Geldverleiher t�tig. 
Um nach den Wahlen auch angemessen ber�cksichtigt zu werden, unterst�tzten die reicheren 
Familien vielfach Politiker beider gro�en Parteien.51 Zwischen den Patronen herrschte eine 
permanente Konkurrenz um die wirtschaftlich und politisch lukrativen Positionen, die 
gleichzeitig die soziale Stellung bestimmten. Die Bev�lkerung ihrerseits war auf einen 
regionalen Patron angewiesen, um – �hnlich einem Trickle-down-Effekt – in der Verteilung 
ber�cksichtigt zu werden. Aus dieser Konkurrenzsituation erwuchs ein Mangel an 
kooperativem und inklusivem Verhalten, da jeder Patron bestrebt sein musste, f�r die eigene 
Klientel Ressourcen zu generieren, um seinem Status als Patron und der Reziprozit�ts-
forderung gerecht zu werden. Die Konkurrenz wurde umso erbitterter als die zu verteilenden 
Ressourcen abnahmen.
Eine entlang der Parteilinien organisierte Patronage wurde die Grundlage des politischen und 
administrativen Systems (Roll 2003). Die realen Zentren der Macht waren die nationalen 
Ministerien. Von hier aus gelang es den Politikern, bis in die kleinsten Orte vorzudringen und 
tief in den Alltag der B�rger einzugreifen. Das lag zum einen an den hierarchischen vertikal 
verlaufenden Patronagestrukturen, zum anderen an der zentralistisch-staatlichen Struktur, die 

50Bis Anfang der 1940 Jahre handelt es sich um die lokalen Mudaliyars oder Village Headmen. Sie repr�sentier-
ten die lokale Elite unterhalb des Patrons. Das „Headmanship“ wurde oft innerhalb einer Familie weitergegeben. 
Das Amt garantierte eine F�lle von Machtbefugnissen (u. a. Erheben von „Steuern“, Verteilung von Lizenzen). 
In den 1960er Jahren wurde das Amt geschw�cht und durch einen staatlichen Beamten ersetzt, der i.d.R. weniger 
historische und soziale Verbindung zum Ort hatte und keine traditionelle Wahlgefolgschaft sichern konnte.
51 Gespr�ch in Kandy und Briefwechsel mit Mitarbeiter des Fisheries Community Development and Resources 
Management Project, Ministry of Fisheries and Ocean Ressources, Sri Lanka 06.06.04.
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der nationalen Ebene alle Machtressourcen in die Hand gab. Dadurch konnten sich nationale 
Konflikte bis auf die lokale Ebene auswirken. Distrikt und Kommune besa�en kaum eigene
Kompetenzen und Ressourcen, waren materiell unterausgestattet und von den Zuweisungen 
der nationalen Ebene abh�ngig. Mit einer Direktive konnte der Minister zu jeder Zeit direkt
Einfluss nehmen, was eine selbstst�ndige Arbeit auf Distrikt- oder Kommunalebene nahezu
unm�glich machte (Knight-John 2002). Die Distriktverwaltungen waren diffuse Netzwerke,
in denen sich die Autorit�t von Ministern, Parlamentsabgeordneten und Broker �berlagert. Sie 
dienen vorrangig der Verteilung von Patronagestellen, waren weder unabh�ngig noch 
repr�sentativ.52 Oft arbeiteten Departments unterschiedlicher nationaler Ministerien parallel 
zueinander, weil sich die Aufgabenbereiche �berschnitten - teilweise geh�rte ein Aufgaben-
gebiet zu sechs unterschiedlichen Ministerien. Daraus ergaben sich vielf�ltige Konflikte, da
Beh�rden und Ministerien um dieselben Pfr�nde konkurrierten. Weil die Aufgabenverteilung 
zwischen und innerhalb der Ministerien war unklar, es gab Streit um Zust�ndigkeit, 
Rivalit�ten �ber Mittelzuweisung und politische Blockaden.53 Zudem begann eine Politisie-
rung des lokalen sozialen Raumes. Organe kommunaler Selbstverwaltung wurden durch die 
Parteien absorbiert und ihre Anzahl vervielfacht. Die lokalen „Reading Rooms“, 
Gemeinschaftsh�user und Entwicklungsgesellschaften wurden zu Plattformen der nationalen 
Parteien wurden (Uphoff/Wanigaratne 1982: 479-545). Ihren genuinen Aufgaben – dezentrale 
Entwicklungsorganisation der l�ndlichen Gebiete – kamen sie allerdings nicht nach. In den 
Agenturen bestimmten weiterhin pers�nliche Beziehungen und Abh�ngigkeiten den Alltag. 
Die Leiter der Organisationen erhielten den Spitznamen „corporation mudaliyars“ bzw. 
„corporation ratemahatmayas“ (Roberts 1979: 50).54 Ohne einen „chit“ (Empfehlungs-
schreiben eines Abgeordneten) oder Bestechung waren kaum Arbeits-, Ausbildungspl�tze 
oder staatliche Leistungen zu erhalten.55 Verschiedene nationale Untersuchungskommissionen 
und ein Verfassungszusatz (17/2001) �nderten an dieser Situation nichts. 

3.4.3. Hybrid-demokratische Systeme und Gewalt
Bez�glich der Faktoren Konflikt und Gewalt boten die Ordnungsmuster weitgehende 
Ankn�pfungspunkte. Diese lagen zum einen in der Struktur der kommunalistischen Patronage 

52 „Das gro�e Problem war die Unf�higkeit des Zentrums, die Macht zu teilen. Das war eines der Hauptproble-
me, bis heute gibt es keine (wirkliche) Machtteilung“ (Interview paraphrasiert/�bersetzt mit Kumar Rupesinghe, 
Chairman, Foundation for Co-Existence, Sri Lanka 26.05.2004). „Zwischen Distrikt und nationaler Ebene gibt es 
kaum Kooperation, selbst die gew�hlten lokalen Vertreter kennen ihre Rechte und Pflichten oft nicht. Sie wissen 
nicht, dass die Distrikte ihnen Geld zuweisen m�ssen, wo sie welche Gelder abrufen k�nnen. Wurden sie aber 
nicht abgerufen, tut die n�chsth�here Ebene nichts, um dies zu bef�rdern“ (Interview mit Mitarbeiter einer 
politischen Stiftung (anonymisiert), Sri Lanka 20.05.2004). 
53 Informelles Gespr�ch mit Mitarbeitern von Hilfsorganisationen in der Ost-Provinz, Sri Lanka Juni 2004. Vgl. 
auch Wanasinghe 2003: 80-103, insbesondere S. 90-103.
54 „However, allocations in the market domain are often made in terms of patron-client relationships, rather than 
in terms of impersonal market relationships. There is a new content in the old structure. (…) The importance of 
patronage becomes clear as the local patron who supports the current political party is allowed to distribute jobs 
(…)“ (Gamburd 1975: 126). Ratemahatmayas sind die (feudalen) lokalen Oberh�upter. 
55 „Ich m�chte gerne als Lehrerin arbeiten oder bei der Regierung. Einen entsprechenden Schulabschluss habe 
ich. Das waren gute Jobs. Saubere Jobs, gut bezahlt und weniger Arbeit. Aber die bekommt man nicht. Nicht, 
weil da keine waren. Die waren da, aber man muss die richtigen Leute aus der Partei kennen, sonst bekommt 
man keinen. Ich kenne niemanden. Die Jobs bei den Privaten, die gibt es, aber die waren alle schlecht bezahlt 
und hart. Jetzt warte ich, weil die UPFA (Regierungskoalition der letzten Pr�sidentin C. Kumaratunga, Anmer-
kung M. W.-S.] uns neue Arbeit versprochen hat. Man konnte nichts tun als warten“ (Interview paraphrasiert/ 
�bersetzt mit singhalesischem Hotelpersonal, Sri Lanka 25.05.2004).
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selbst und zum anderen in der Affirmation der Patronage auf das demokratische System 
begr�ndet. Auch die Tendenz zur Zentralisierung, die die lokale Konkurrenz verst�rkte und 
nationale Konflikte auf die lokale Ebene �bertrug (und umgekehrt), spielte eine Rolle. In 
einem patronalen System, das auf Gegenseitigkeit beruhte, konnte eine �konomische Krise, 
Bev�lkerungswachstum usw. leicht den Ausschluss ganzer Bev�lkerungsteile bedeuten bzw. 
soziale Unruhen ausl�sen. Bei einer Struktur, die auf die eigene Verwandtschaftsgruppe 
ausgerichtet war und kein System der allgemeinen Wohlfahrt und Inklusion kannte, musste 
eine Ressourcenverknappung zu einem Anstieg des inner- und interethnischen Wettbewerbs 
f�hren. Die Hemmschwelle, diesen Wettbewerb mit Gewalt auszutragen, war umso niedriger, 
als objektive Strukturen fehlten und direkt personalisierte Abh�ngigkeitsverh�ltnisse 
�berwogen. Brachen diese Kontakte weg, war man der Willk�r anderer Akteure oder den 
Unzul�nglichkeiten des Systems ausgeliefert. Bei Patronen wie Klienten erh�hte dies die 
Notwendigkeit, das System zu manipulieren oder �ber Gewalt zu den eigenen Gunsten zu 
ver�ndern und festzuschreiben. Das dauerhafte Niederhalten politischer Opponenten und die 
Zerst�rung ihrer Errungenschaften erschienen aus Gr�nden des Prestiges und zum Erhalt der 
eigenen Macht notwendig. 

Patron-Klient Netzwerke haben erhebliche Auswirkungen auf demokratische Systeme: sie 
verschlie�en de facto offene R�ume, die durch Demokratisierung entstanden sind, teilweise 
wieder. Der Zugang zu diesen R�umen ist dadurch nicht f�r alle Gesellschaftsmitglieder 
gleich, obwohl dies formell so sein sollte. Gleichzeitig werden verl�ssliche administrative und 
rechtsstaatliche Strukturen durch pers�nliche Abh�ngigkeiten ersetzte. H�ufig bilden 
kommunalistische Merkmale das Bindeglied zwischen Patron und Klienten. In demokra-
tischen Systemen blieben diese Merkmale, zumindest theoretisch, ebenso bestreitbar (und 
damit konflikthaft) wie die Hierarchien zwischen Patron und Klient. Patron-Klient 
Beziehungen �berlagern institutionelle Arrangements, indem sie formelle Zugangs-
bedingungen durch eine Kombination aus generellen (z. B. kommunalistische Solidarit�t und 
Loyalit�t) und spezifischen (�konomische und politische Leistungen) Austauschbeziehungen 
ersetzen. In Patron-Klient Beziehungen monopolisiert und vermittelt der Patron den 
Marktzugang ebenso wie die Nutzung der �ffentlichen G�ter. Der Klient kann diese f�r ihn
wichtigen Ressourcen gegen andere „G�ter“ tauschen; beispielsweise k�nnen Wahlstimmen 
gegen Entwicklungsprojekte oder Arbeitspl�tze getauscht werden. Wohlfahrtsma�nahmen 
wurden von den W�hlern als selbstverst�ndliche Gegenleistung erwartet.56

Traditionell waren Klient-Patron Beziehungen auf Dauer angelegt, wobei sich der Patron in 
einer strukturell besseren Position befand. Der Klient war auf den Patron angewiesen, weil es 
f�r ihn kaum alternative Ressourcenzug�nge gab, der Patron hingegen konnte aus einer 
Vielzahl von Klienten w�hlen (Perera 1985: 24). In modernen Staaten wurden traditionelle 
Patron-Klient Beziehungen aus mehreren Gr�nden problematisch: Durch die (soziale) 
Mobilit�t stieg die M�glichkeit der Klienten, sich einen Patron zu w�hlen oder den Patron zu 

56 „Dieses gilt nicht nur f�r die gro�en Parteien, sondern auch f�r die kleineren. So startete die JVP 2004 eine 
Haus-zu-Haus-Kampagne bis in die hintersten D�rfer. Als direkte Gegenleistung wurden den W�hlern materielle 
Leistungen angeboten. Daf�r kann man die Leute nicht verantwortlich machen. Das war es wie das politische 
System im Osten arbeitet“ (Interview mit Karu Jayasuriya, Deputy Leader UNP, Sri Lanka 28.05.2004). „In Sri 
Lankan politics welfarism has become a fact. So people who support a party expect something vice versa (…)“
(Interview mit Kamal Nissanka, General Secretary, The Liberal Party, 29.03.2006 Sri Lanka).
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wechseln. Der Patron verlor zudem zunehmend seine Autonomie, da er in komplexe 
Netzwerke mit Statusgleichen und Hierarchiebeziehungen mit Rangh�heren eingebunden war. 
Der Patron musste Allianzen eingehen und war auf der �bergeordneten Ebene selbst Klient. In 
dezentralen Systemen galt die Loyalit�t immer dem eigenen �bergeordneten Patron, d. h. 
Patrone der zweiten oder dritten Ebene hatten keinen direkten Zugriff auf die Klienten der 
untergeordneten Patrone. In einem zentralistischen System fehlt dieser „Schutzmechanismus“: 
Der oberste Patron konnte entsprechend bis auf die unterste Ebene durchgreifen. Die kleinen 
Patrone waren stark von den nationalen Abgeordneten abh�ngig und einer gro�en internen 
Konkurrenz ausgesetzt. Der moderne Staat bot dem Patron zwar ein neues Feld der 
Ressourcengenerierung, das er zur Stabilisierung seiner patronalen Rolle einsetzte. 
Andererseits hinderten formelle Mechanismen – wie der Wahlzyklus – ihn daran, diese 
Ressourcengenerierung auf Dauer zu etablieren (Kreuzer/Weiberg 2007). Die neuen 
Beziehungen zwischen Patron und Klient waren durch den Wahlrhythmus instabil und 
kurzlebig. Der Patron musste sich entsprechend �berlegen, wie er mit der Fluktuation von 
Klienten und dem Verlust von Ressourcen umging. R�umliche N�he, pers�nliche Kontakte 
und kommunalistische Bindungen konnten die wechselseitigen Loyalit�ten nur begrenzt 
aufrechterhalten. Politische Machtwechsel waren zudem typisch f�r Sri Lanka. Und da drei�ig 
Prozent der Bev�lkerung keine festgelegte Parteienbindung besa�en, war de facto jede Wahl 
offen (Interview mit N.V.K.K. Weragoda, General Secretary UNP, 27.03.2006 Sri Lanka). 
Seit Beginn der 70er Jahre setzte sich eine Situation der totalen Konkurrenz durch, in der die 
bei den Wahlen unterlegene Partei komplett aus dem Verteilungssystem ausgeschlossen 
wurde. Gerade wegen des regelm��igen demokratischen Machtwechsels handelten die 
Politiker nach der Devise „the winner takes it all“.57 Die Mitglieder der Gewinnerpartei 
monopolisierten nach den Wahlen alle �mter und verteilen sie an ihre Gefolgsleute. Dies 
steigerte die Anzahl der gewaltsamen Zusammenst��e, weil Gewalt nicht nur als Mittel zur 
Absicherung vor den demokratischen Wahlen eingesetzt wurde, sondern auch nach den 
Wahlen als Rache der bis dahin Ausgeschlossenen endemisch war.58. Auch die Ver�nderung 
des Wahlsystems hin zu einem listenbasierten Verh�ltniswahlrecht erh�hte das Gewalt-
potenzial, weil es Zusammenst��e nicht nur zwischen den Parteien, sondern auch innerhalb
der eigenen Partei f�rderte (Konkurrenz um die vordersten Listenpl�tze).
Um die eigene Macht dauerhaft zu stabilisieren, um Rivalen einzusch�chtern und zu 
beseitigen oder um das Prestige des Patron zu heben, erschien die Anwendung von Gewalt 
notwendig. Dabei �berlagerten sich politische und pers�nliche Ziele. Oft lag scheinbar 
politischen Konflikten auch die Konkurrenz um einen lokalen sozialen Status zugrunde. Dem 
drohenden Kontrollverlust wurde auch deshalb mit Gewalt entgegengewirkt, weil der Patron 
kein Interesse an einem kooperativen Umfeld oder an Kompromissen hat, denn „(…)

57 „Alle Ereignisse wurden in Sri Lanka nach einem Schema geordnet: Was der andere bekommt konnte ich 
nicht bekommen – an eine langfristige Vergr��erung des Kuchens denkt niemand. Und seit dem Friedens-
prozess: was man nicht �ber Verhandlung bekommt, das muss man mit Gewalt einfordern. Konflikte wurden 
lange heruntergeschluckt bis es dann zur pl�tzlichen Eruption kommt“(Interview mit dem Mitarbeiter einer 
Hilfsorganisation in Jaffna (anonymisiert), Mai 2004 Sri Lanka).
58 „Die Gewalt bei den Wahlen war allerdings weniger allgemeine Frustration als eine Abrechnung zwischen den 
Anh�ngern der Parteien. Vor der Wahl war man bestrebt alles zu tun, damit die eigene Partei die Wahl gewinnt, 
denn nur so konnte man sich Ressourcen sichern. Nach der Wahl kommt es zur gro�en Abrechung, sofern die 
Opposition an die Macht gekommen war. Die bisher Vernachl�ssigten rechnen mit den lokalen Machthabern ab. 
Der Gewinner erhielt alles, der Verlierer nichts“ (Interview paraphrasiert mit Mitarbeiter der Arbeitsgruppe der 
Geberl�nder (anonymisiert), Sri Lanka 19.05.2004).
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Patronage requires the hostile universe it mediates“ (Stein 1984: 33). Mit Gewalt wurde der 
Klient �berzeugt, dass es au�erhalb der Patronagebeziehung keine alternative Form der 
Absicherung des eigenen Lebens und der eigenen Interessen gab. Mit Gewalt konnten auch 
konkurrierende Patrone zur�ckgedr�ngt werden. Und Gewalt war schlie�lich das Mittel, mit 
dem sich ausgegrenzte Gruppen wieder Zugang zu den Ressourcen verschaffen wollten. Zur 
Absicherung der eigenen Macht oder zur Verteidigung gegen Konkurrenten hielten sich viele
Politiker eigene Polizei- und Armeekr�fte, paramilit�rische Verb�nde, private Schl�gertrupps 
und Todesschwadronen (N. N. 1984). Damit stellten sie das staatliche Gewaltmonopol in 
Frage und schufen die Grundlage f�r gewaltoffene R�ume und eine Kultur der Straflosigkeit, 
in der Gewalt nicht sanktioniert, sondern honoriert wurde. Gleichzeitig hatten sie mit Hilfe 
politischer Transfers und politischer Verfolgung/ Schikane das Sicherheits- und Justizsystem 
patronal durchdrungen. Konzepte von Loyalit�t und Patronageverpflichtungen setzten das 
demokratische Rechtsverst�ndnis au�er Kraft. Die Persistenz der Gewalt und die 
Allgegenw�rtigkeit der Gewaltsysteme f�hrte schlie�lich innerhalb der Bev�lkerung zur 
Akzeptanz von Gewalt als notwendiger Strategie, um Ziele zu erreichen, und zur Paralyse der 
friedlichen Zivilgesellschaft. 

3.4.4. Die tamilische Minderheit in der kommunalistisch-patronalen Demokratie
Die Tamilen geh�rten bis zur Unabh�ngigkeit aufgrund ihrer Beziehung zur Kolonialmacht 
und ihres Bildungsvorsprunges zur nationalen Elite. Nach 1948 mussten sie sich gegen die
zahlenm��ig �berlegenen Singhalesen durchsetzen, in einem System das Mehrheiten 
institutionell privilegierte. Dar�ber hinaus agierten sie in einem kulturellen Setting, das 
kommunalistisch gepr�gt war und in dem es f�r Vorstellungen von „allgemeinen und gleichen 
Rechten“ nur wenig Anschlusspunkte gab. Intern entlang von Kasten-, Verwandtschafts- und 
Regionengrenzen fragmentiert, gelang es den Tamilen erst zu sp�t, eine gemeinsame Position 
zu finden. Zu diesem Zeitpunkt hatten die Singhalesen sie bereits marginalisiert. Aus der
doppelte Anh�ngigkeit vom Zentrum - als Peripherie und als ethnische Minderheit – folgte 
eine doppelte Marginalisierung. 
Sp�testens Ender 1930er Jahre wurde der singhalesischen Elite klar, dass sie trotz der inner-
ethnischen Differenzen zusammenarbeiten musste, wenn sie ihre Macht behaupten wollte. 
Zum einigenden Element wurde die Abgrenzung gegen die Tamilen und die Betonung der 
eigenen Ethnizit�t. Damit war der erste Schritt in Richtung eines ethnischen Kommunalismus 
getan, obwohl sich noch deutlich die familialen und regionalen Unterschiede innerhalb der 
singhalesischen Gruppen zeigten.59 Die alte tamilische Elite erkannte zu sp�t, dass ihre 
Zukunft nicht in der Kooperation mit den Singhalesen lag, sondern in einer starken 
tamilischen Parteienfront, der Zusammenarbeit mit den indischen Tamilen oder den 
Muslimen. Die lange anhaltende Fraktionierung auf tamilischer Seite verhinderte, dass sich 
fr�hzeitig eine starke Gegenmacht zu den Singhalesen herausbildete. Stattdessen biederte sich 
die Elite bei den singhalesischen Parteien an, weil sie immer noch auf die �hnlichkeiten im
sozialen Status, der englischen Erziehung und den �konomischen Interessen setzte. 1949 
stimmten sie mit der UNP f�r den Entzug der Staatsb�rgerschafts- und Wahlrechte der 
indischen Tamilen. Selbst in den Hochzeiten der Marginalisierung in den 1950er und 1960er 

59 „It was expected that there should be some kind of cohabitation, but because of strong polarized parties and 
personalities it was not practiced“ (Interview mit Raja Collure, General Secretary United Socialist Alliance und 
Chairman Official Languages Commission, 21.03.2006 Sri Lanka).
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Jahren arbeiteten die tamilischen Politiker mit der singhalesischen Elite zusammen. Die
innersinghalesische Fraktionierung, die noch vor der Unabh�ngigkeit ein Vorteil f�r die 
Tamilen bot, verkehrte sich nach Gr�ndung einer zweiten singhalesischen Partei aber in einen 
entscheidenden Nachteil: Egal mit welcher Partei die Tamilen paktierten, die jeweils andere 
boykottierte die Verhandlungen oder den Kompromiss, um sich selbst als Besch�tzer des 
singhalesischen Volkes und des Buddhismus zu pr�sentieren. Tamilische Bewegungen wie 
der „Jaffna Youth Congress“- getragen von progressiven tamilischen Akademikern - die die 
Bildung einer inklusiven sri-lankischen Nation sowie radikale gesellschaftliche Ver�nder-
ungen (u. a. das Ende der Kastendiskriminierung) forderten, wurde von der traditionellen Elite 
boykottiert. Eine Machtteilung mit der Bev�lkerung oder neuen Eliten war auch auf 
tamilischer Seite nie vorgesehen. Die Zersplitterung in verschiedene Parteien konnte erst 1976 
mit der Gr�ndung der TULF �berwunden werden und da war es bereits zu sp�t. Die Tamilen 
standen einer pan-singhalesischen Interessenpolitik und der ethnischen Schlie�ung des 
demokratischen Systems hilflos gegen�ber und wurden sukzessive aus dem Verteilungs-
system und von den lukrativen Posten ausgeschlossen. 
Auch die starke patronale Zentralisierung des Systems war f�r die Tamilen ein Hindernis. 
Selbst wenn „ihre“ Politiker an den lokalen Regierungen beteiligt waren, fehlte ihnen der 
pers�nliche Kontakt zur nationalen Ebene. Da die Wahlen im Norden und Osten nur 
unregelm��ig oder gar nicht stattfanden, fiel zum Teil sogar die lokale politische Schaltstelle 
weg. Die tamilischen Eliten konnten ihrem Status als Patron nicht gerecht wurde, weshalb die 
Guerilla schlie�lich diese Position �bernahm. Die LTTE bot (in Grenzen) Sicherheit und 
Schutz, ein �konomisches Auskommen, Ansehen und Ehre. Nach dem Ausbruch des 
B�rgerkrieges reduzierte sich die staatliche Entwicklungst�tigkeit im Nordosten immer mehr,
was die klientelistischen Strukturen noch verabsolutierte: Der Zugang zu lebenswichtigen 
Ressourcen wie Arbeit, M�rkten und Behausungen war seit den 1990er Jahren vollst�ndig 
abh�ngig von Netzwerken, die von lokalen Brokern, wenigen nationalen Abgeordneten bzw. 
der LTTE kontrolliert wurden. Selbst die Binnenfl�chtlinge des B�rgerkrieges wurden durch 
ihre Clans und/ oder Kastennetzwerke in die Patron-Klient Strukturen absorbiert. Diese 
Bindungen implizierten Rechte und Verpflichtungen, die �ber das �bliche Ma� in Sri Lanka 
hinausgingen, weil �berhaupt keine Wahlm�glichkeiten bestanden. Ethnische Zugeh�rigkeit 
begr�ndete dabei nur einen formellen Anspruch, entscheidend f�r die Aktivierung waren 
pers�nliche und familiale Loyalit�tsbeziehung. 

4. Der gewaltsame Aufstand der singhalesischen und tamilischen Jugend
Sri Lanka wurde durch zwei Szenerien extremer Gewalt gepr�gt: die Aufst�nde sin-
ghalesischer Jugendlicher im S�den des Landes 1971 und 1987-89 sowie die Rebellion der 
tamilischen Jugendlichen seit 1972 und der folgende B�rgerkrieg seit 1983. Beide Szenerien 
waren beispielhaft f�r das Verh�ltnis von Regierten und Regierenden (Spencer 2000: 120-
140) und die Austragung von Konflikten zwischen ihnen. Seit den 1970er Jahren begann sich 
sowohl die tamilische wie die singhalesische Jugend gegen die Monopolstellung der Eliten 
aufzulehnen. Seit der Unabh�ngigkeit hatten die Eliten der Bev�lkerung durch den Ausbau 
des Bildungs- und Wohlfahrtssektors suggeriert, dass der soziale Aufstieg f�r alle m�glich 
sei. Demokratisches System und sozialistische Ideen der linken Parteien versprachen ihnen de 
facto eine gleichwertige politische Teilhabe. Ende der 1970er Jahre wurde aber immer 
deutlicher, dass die Herrschenden ihre Versprechen nicht einl�sen konnten oder wollen. Das 
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Wirtschaftswachstum reichte nicht aus, um ausreichend gute Jobs zu schaffen und die Eliten 
monopolisierten weiterhin die Schaltstellen in der Wirtschaft. Auch der Staat – der immer 
autorit�rer wurde - blieb von den alten Eliten dominiert, die eine Machteilung mit den aufstre-
benden Unter- und Mittelschichten mit allen Mittel zu verhindern suchten. Forderungen nach 
einer administrativen Dezentralisierung f�r die Distrikte (im Norden und S�den) kam die Elite 
nur halbherzig nach. Die Folge war, dass sich erhebliche Teile der Bev�lkerung, insbesondere 
die rurale Jugend, umfassend marginalisiert sahen. 
Auf singhalesischer und tamilischer Seite formierte sich schlie�lich eine Widerstands-
bewegung, die sich zun�chst prim�r gegen den Staat, die herrschenden Eliten und die 
politische, �konomische und soziale Marginalisierung richtete. Die Aufst�nde war Ausdruck 
des Protestes gegen fest gef�gte Sozial- und Machtstrukturen, in denen sich die Elite �hnlich 
einem k�niglichen Herrscher verhielt und inszenierte. In der Folge richtete sich der Aufstand 
aber auch gegen die jeweils andere ethnische Gruppe. Insbesondere der zweite Aufstand der 
JVP enthielt ein starkes ethnisches Element: Gro�en Zulauf im S�den hatte die JVP erst, als 
sie sich die anti-indische und anti-tamilische Propaganda des Sinhala-Nationalismus zu eigen 
machte und sich gegen eine Machtteilung mit den Tamilen aussprach. Beide Bewegungen
wurden von gut ausgebildeten, marxistisch orientierten Jugendlichen getragen. Ihre Interessen 
und ihren Protest artikulierten die Gruppen gewaltsam, weil zum einen �ber die 
demokratischen Mechanismen keine Ver�nderung zu erreichen war.60 Zum andern war 
Gewalt (seit je her und verst�rkt seit der Demokratisierung) zu einem generellen Mittel zur 
Bearbeitung von Konflikten geworden. F�r die Eliten boten die Aufst�nde die M�glichkeit die 
Gewalt innerhalb des demokratischen Systems dauerhaft zu legitimieren und zu legalisieren. 
Von Beginn an reagierten die Eliten mit massiver Gewalt und zielten auf eine totale 
Vernichtung der die Ordnung st�renden Gruppen, wobei sich die Gewalt nicht nur auf die 
Aufst�ndischen, sondern zum Zweck der Prophylaxe auch auf zivile Teile der Bev�lkerung 
erstreckte. Im Verlauf der Konflikte verloren die staatliche wie die aufst�ndische Gewalt ihr 
�konomisches, moralisches und politisches Limit. Private, staatliche und kriminelle Gewalt 
begannen sich zu vermischen und gegenseitig zu verst�rken. Fehden, Rache und die 
Bereicherung einzelner Individuen bildeten eine zus�tzliche Quelle der Gewalt.61

4.1. Der Aufstand der JVP im SÇden des Landes
Ende der 1960er Jahre setzte sich bei den singhalesischen Jugendlichen aus den l�ndlichen 
Gebieten im S�den die Erkenntnis durch, dass die erworbene Bildung und die demokratischen 
Institutionen nutzlos oder gar hinderlich f�r das eigene wirtschaftliche Fortkommen waren. 
Politisch gab es keine Partei, die nicht den Interessen der Elite diente, selbst die linken 

60 „Die regierende Elite hat es nicht geschafft, die Interessen und Forderungen bestimmter Teile der Bev�lkerung 
zu ber�cksichtigen. Die gebildete singhalesische Jugend hat sich nicht entsprechend ber�cksichtigt bzw. zur�ck-
gesetzt gef�hlt. Das ging gegen die verwestlichte Elite und gegen bestimmte Kasten. Junge Leute meinten, dass 
das demokratische System nicht ihre Ziele und Forderungen erf�llte. Die Regierung konnte nur gewaltsam rea-
gieren, weil es ein sehr brutaler schneller Aufstand war. Es gab keine M�glichkeit f�r einen Dialog“ (Interview 
paraphrasiert/�bersetzt mit Kumar Rupesinghe, Chairman, Foundation for Co-Existence, Sri Lanka 26.05.2004).
61 „Mord war kein seltenes Mittel um Macht zu demonstrieren und Konflikte zu l�sen. Gerade in den D�rfern 
braucht man sich vor solchen Taten nicht zu f�rchten, da alle Angst hatten und niemand sagt aus. (…) Drei 
meiner Informanten sind ermordet worden. An Aufkl�rung war in keinem Fall zu denken, auch wenn die M�rder 
allen bekannt waren und von dort stammten“ (Gespr�ch paraphrasiert/�bersetzt 06.06.2004 in Kandy und 
schriftlicher Austausch mit Mitarbeiter der Fisheries Community Development and Resources Management 
Project, Ministry of Fisheries and Ocean Resources, Sri Lanka).
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Parteien wurden von alten Eliten gef�hrt; erst die JVP mit ihrer marxistisch-radikalen 
Weltsicht bot den Jugendlichen ein Artikulations- und Handlungsforum. Der erste Aufstand 
der JVP begann kurz nach der Parlamentswahl 1970 und das st�rkste Bewegmoment war die 
elitekritische Komponente. Die marxistische Rebellion zielte auf den Umsturz des politischen 
Systems und eine Beseitigung der traditionellen Machtakkumulation der oberen Kasten/ 
Klassen. Da sich der Staat in den vorangegangenen Jahren wenig zug�nglich f�r die Probleme 
der singhalesischen Jugendlichen gezeigte hatte, griffen sie schlie�lich zur Gewalt, um ihre 
Forderungen durchzusetzen. „It seems that in Sri Lankan society, there is continuing 
attraction for political movements that define their political practice in revolutionary or 
insurrectionary terms while the institutions of democracy continue to occupy the space of 
formal politics“ (Uyangoda 2003: 39). Die JVP-Anh�nger rechtfertigten ihre Aktionen mit der 
mangelnden Responsivit�t der Politiker, der nicht eingel�sten demokratischen Versprechen 
(Gleichheit) und �ber die marxistische Theorie, nach der ein gewaltsamer Umsturz zum 
Aufbau einer neuen Gesellschaftsordnung legitim war. Die Regierung reagierte auf den 
Aufstand mit massiver Gegengewalt. Anh�nger oder vermutete Anh�nger wurden aufgesp�rt 
und ohne Verfahren oder Anh�rung inhaftiert. Folter war die Regel. Die Angemessenheit des 
milit�rischen Vorgehens war auch deshalb fraglich, weil es sich bei der JVP zu diesem 
Zeitpunkt um eine kleine Gruppe schlecht organisierter Jugendlicher handelte. Der Aufstand 
dauerte nur acht Wochen. Obwohl real kaum Gefahr f�r den Staat bestand, ergingen Befehle 
an die Polizei, die JVP m�glichst vollst�ndig zu zerst�ren. Die Opferzahlen schwanken je 
nach Quelle zwischen 12.000 (offizielle Angabe der Regierung) und 45.000 (Rohana 
Wijeweera, Anf�hrer der JVP). Nach dem Aufstand wurden die �brigen jugendlichen 
Rebellen au�erhalb der normalen Rechtsprechung verurteilt und in „buddhistische“ 
Umerziehungslager und Rehabilitierungscamps gebracht. Strukturelle Ver�nderungen der 
sozio-politischen Ordnung gab es nicht. 
In der Hoffnung, �ber Wahlen an die Macht zu kommen, unternahm die JVP bis 1982 keine 
gr��eren militanten Aktionen. Als die UNP feststellte, dass die JVP gro�en Zulauf hatte, 
versuchte sie, die Partei zu verbieten. Dadurch wurde den Aktivisten klar, dass die 
Regierenden auf keinen Fall die Macht abgeben w�rden und es kam ab 1987 zu einem neuen 
Aufstand. Dieser enthielt zudem ein starkes ethnisches Element, das sich gegen die Tamilen 
und den „unsinghalesischen und verr�terischen“ „Indo-Sri Lankan Peace Accord“ richtete.62

Der immer lauter werdende Anspruch der Tamilen nach einer gleichberechtigten Teilhabe 
wurde als ma�los �berzogen wahrgenommen. Die tamilischen Jugendlichen waren eine 
direkte Konkurrenz um immer knapper werdende Ressourcen. Seit den 1980er Jahren 
stagnierte die Wirtschaft dann infolge des B�rgerkrieges, was die Aggression und Schuldzu-
weisungen gegen die Tamilen noch bef�rderte. Der gro�e Zulauf und die (zumindest 
stillschweigende) Unterst�tzung der Bev�lkerung zeigten, dass sich mit der Mischung aus 
marxistischer und ethnischer Propaganda viele Stimmen werben lie�en. Deshalb kam es auch 
zu keiner Solidarisierung der marginalisierten Gruppen, obwohl die Peripherien im S�den und 
Norden �hnliche Forderungen verfolgten. W�hrend des zweiten JVP-Aufstandes starben 
innerhalb von zwei Jahren mindestens 40.000 Menschen.63 Nach der Niederschlagung des 
ersten Aufstandes hatte die Regierung den Ausbau des Sicherheitssystems forciert und konnte 

62 Der Accord sieht eine gewisse Machteilung mit den Tamilen vor und kam auf Druck Indien zustande.
63 Fields (1995) nennt die geringe Zahl von 30.000 Toten. Die Asian Human Rights Commission sogar von 
80.000 bis 120.000 Toten (Frontline 06-19.06.2009)
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jetzt auf eine Bandbreite staatlicher und parastaatlicher Kr�fte zugreifen. Diese nutzten sie 
nicht nur, um JVP-Rebellen ausfindig zu machen, sondern auch um Opponenten zu beseitigen 
oder pers�nliche Rachefeldz�ge zu f�hren. Der Sicherheitsapparat wurde in der Folge noch 
weiter ausgebaut, die Einsatzorte, -anl�sse und die brutale Vorgehensweise weiteten sich aus. 
Die Gewalt eskalierte, nachdem die JVP begann, systematisch Angeh�rige der Sicherheits-
kr�fte zu bedrohen und zu t�ten. Damit wurden diese pers�nlich angegriffen und die Gewalt 
zu einem Akt der Selbstverteidigung. Rache und Vergeltung wurden zum h�ufigsten Motiv 
von Gewalt. Private Armeen lokaler Politiker und paramilit�rische Einheiten eliminierten 
JVP-Anh�nger, Sympathisanten und wen sie daf�r hielten.64 Die Opfer waren oft M�nner aus 
unteren Kasten und sozialen Schichten, die nicht �ber Verbindungen – und damit �ber den 
Schutz – lokaler und nationaler Eliten verf�gten. Gut dokumentierte Berichte von Menschen-
rechtsorganisationen gaben deutliche Hinweise auf die Existenz eines patronalen 
Schutzsystems. Ende 1987 starben jeden Tag etwa zehn Personen, 1988 waren es zwanzig 
Tote pro Tag, bis Ende 1989 Hunderte. Die Leichen wurden an B�umen aufgeh�ngt und in 
Autoreifen verbrannt, in Massengr�bern verscharrt oder einfach in den Mahaweli-Ganga 
geworfen. Elemente von Sippenhaft waren nicht zu �bersehen: unter anderem wurden Eltern, 
Geschwister oder Kinder zusammen mit oder anstelle von JVP-Anh�ngern ermordet, vor den 
Augen der Angeh�rigen hingerichtet oder �ffentlich gefoltert. F�r einen von ihnen 
eliminierten die Sicherheitskr�fte zehn JVP-Anh�nger. Mord und Folter waren dabei weniger 
auf �berm��ige Gewalt einzelner Personen zur�ckzuf�hren, als dass sie von hochrangigen 
Sicherheitskr�ften angeordnet und legitimiert waren. Selbst Staatsanw�lte rechtfertigten 
�ffentlich die Lynchjustiz. Auf den Todeslisten der Regierung befanden sich neben 
verd�chtigten JVPlern auch viele politische Opponenten der UNP (Hoole 2001: 358). �ber 
die lokalen Verstrickungen und das brutale bis sadistische Vorgehen der T�ter wurde bis 
heute in fast allen F�llen geschwiegen, nur selten gab es polizeiliche Ermittlungen, noch 
seltener eine Verurteilung der T�ter. Viele T�ter stiegen in hohe Positionen auf, weil sie von 
m�chtigen Politikern gesch�tzt wurden (Perera 1999). Leitende Milit�rs, die den Aufstand im 
S�den niederschlugen, wurden wenige Jahre sp�ter in den Krieg im Nordosten „bef�rdert“. 
Auch die Gewaltexzesse der JVP wurden im Verlauf des Aufstandes immer irrationaler und 
unkontrollierbarer (Campaign for Social Democracy 1989: 57-71). Ende 1988 war die Macht 
der JVP bzw. ihr Terror so gro�, dass sie „Nachtregierung“ bzw. „Small-Government“ 
genannt wurde. Wer sich nicht ihren Bedingungen unterwarf, wurde get�tet. Da die JVP ihre 
Kader am unteren Ende der sozialen Hierarchie rekrutierte, nutzte der Mob die Gelegenheit, 
im Schutz einer machtvollen Gruppe pers�nliche Rechnungen zu begleichen oder kriminellen 
Aktivit�ten nachzugehen.65 Denunziation, familiale Fehden/ private Vendetten, Konkurrenz 
um Land oder Wasser, Wettbewerb und Neid um Positionen wurden �ber den Aufstand 
ausgetragen, was zu einem weiteren Anstieg von Mord und Folter f�hrte.66

Die Gewalt konnte auch deshalb in diesem Ausma� zu Tage treten, weil in Staat und 
Gesellschaft bereits viele Systemelemente gewaltaffin waren. Bereits 1947 wurde angesichts 

64 Bekannt waren die „Black Cats“, eine Gruppe, die von UNP-Abgeordneten auch benutzt wurde, um 
Opponenten der SLFP auszuschalten.
65 Die DJV, der milit�rische Fl�gel der JVP, warb bevorzugt Deserteure oder Soldaten an, die wegen Menschen-
rechtsverletzungen u. �. Delikten suspendiert waren. Ebenso rekrutierte man Kriminelle, Auftragsm�rder und 
ungelernte Wanderarbeiter, um die Regierung zu sabotieren, Morde zu ver�ben oder Regierungseigentum zu 
zerst�ren. Diese interessierte sich weniger f�r die Revolution als f�r ihren pers�nlichen Vorteil.
66 Asian Legal Resource Centre/Asian Human Rights Commission/Families of the Disappeared 2004: XIV.
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linker Demonstrationen der „Public Security Ordinance“ verabschiedet; der Ausnahme-
zustand galt fast ununterbrochen seit 1971 und die Regierung setzte 1979 Anti-Terror-Gesetze 
ein. 1982/88 schaffte sie mit dem „Indemnity Act“ die rechtliche Basis, um Gewalttaten 
straffrei zu ver�ben. Der Act war die Manifestation des patronalen Systems: Personen, die 
eine Straftat auf Gehei� eines Ministers usw. in „good faith“ ver�bten, konnten nicht bestraft 
werden. Das Gewaltmonopol des Staates ging damit auf einzelne Politiker und mit ihnen 
verbundene Paramilit�rs, private Schl�gertruppen und Todesschwadronen �ber. Zus�tzlich 
wurden offizielle Organe, wie die „Jathika Sevaka Sangamaya“ (JSS) – eine militante 
Gewerkschaft der UNP –, die „Homeguards“, die „National Auxiliary Force“ und die 
„Special Task Force“, eingesetzt, um die Aufst�nde zu bek�mpfen. Auch diese Gruppen 
unterstanden keiner kontrollierenden Legislative, sondern einem traditionellen Patron-Klient 
Verh�ltnis einzelner Politiker bzw. dem Pr�sidenten und Verwandten des Pr�sidenten. Gewalt 
wurde als legitimes und notwendiges Mittel der Konfliktbearbeitung der Herrschenden, 
gesehen insbesondere dann, wenn tradierte Ordnungs- und Sozialstrukturen gef�hrdet waren. 
Hooles Bemerkung �ber den Pr�sidentschaftskandidaten Wijeratne und dessen feudalen 
Habitus gegen�ber den JVP-Rebellen war f�r weite Teile der Eliten zutreffend: „R. W. who 
was a close relative of Ceylon’s first Prime Minister D. S. Senanayake and a member of the 
UNP from his youth, rose to the peak during his career in the Plantation Raj. This too, no 
doubt, enhanced his feudal sense of justice – making him a good patron and a bad enemy. He 
had no problem with the belief that the enemies of the State, old or young, should be killed, 
and did not care to acquire the sophist ion to put it euphemistly“ (Hoole 2001). Nach 1990 
wurde die JVP-�ra von allen Beteiligten selektiv umgedeutet, um ihr eigenes Verhalten zu
rechtfertigen. Nach den tiefer liegenden Ursachen und der Verantwortung f�r die Gewalt 
wurde nicht gefragt, h�tte man doch feststellen m�ssen „(…) that those in the forefront of the 
killing of Sinhalese during 1987-90 are much the same person who made a virtue of killing 
Tamils from 1983 onwards in the name of furthering Sinhalese interests. Unless one 
recognises that violence in both instances is part of the same social phenomenon, one would 
make little progress with solving the Tamil question“ (Hoole 2001: 278). Die Niederschlagung 
des JVP-Aufstandes und der B�rgerkrieg im Norden vertieften und institutionalisierten die 
gewaltaffinen Muster.

4.2. Die Rebellion der tamilischen Guerilla im Norden der Insel
Auch auf der tamilischen Seite waren wirtschaftliche Konkurrenz und relative Deprivation 
eine Ursache f�r den Konflikt. F�r die Tamilen spielte insbesondere die Zur�cksetzung im 
Bildungssystem und bei der Besch�ftigung im �ffentlich-staatlichen Sektor eine Rolle, weil 
Bildung traditionell der Weg zum sozialen Aufstieg war und sich auf Jaffna kaum 
wirtschaftliche Alternativen fanden. Durch die Siedlungspolitik wurden die Tamilen nicht nur 
territorial zur�ckgedr�ngt, sondern auch politisch, weil sich die Mehrheitsverh�ltnisse 
�nderten und Wahlkreise umgelegt wurden. Unabh�ngig von der jeweiligen regierenden 
Partei bezogen sich die meisten F�rderma�nahmen auf die singhalesischen Gebiete, w�hrend 
der tamilische Norden vernachl�ssigt wurde. Seit den 1970er Jahren bestand eine erhebliche 
Diskrepanz zwischen den wirtschaftlich fortgeschrittenen Gebieten wie Colombo/West-
Provinz und den schwachen, von der tamilischen Minderheit besiedelten Gebieten der Nord-
Ost-Provinz. Die Marginalisierung der Tamilen vollzog sich vor dem Hintergrund einer 
staatlich kontrollierten Wirtschaft und einem m��igen Wirtschaftswachstum. Die jungen 
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Tamilen litten nicht nur unter der allgemeinen wirtschaftlichen Lage, sondern unter der 
Machtlosigkeit ihrer Eliten, die ihnen in einem patronalen und klientelistischen System keine 
Ressourcen sichern konnten. Im nationalen Parlament hatten die tamilischen Parteien nur 
noch begrenzt Einfluss, die lukrativen Ministerposten gingen an ihre singhalesischen 
Kollegen. Der Konflikt schlug schlie�lich in Gewalt um, weil sich die Tamilen in einer 
Situation der umfassenden sozio-�konomischen Marginalisierung wiederfanden. Gewalt war 
„existentiell“ notwendig, weil der sri-lankische Staat auf friedliche Protestformen nicht 
reagierte.67 Die Sezessionsforderungen der LTTE sollten aus den Tamilen wieder Staatsb�rger 
erster Klasse machen.68 Die Revolte der LTTE richtete sich damit zum einen gegen die 
ethnische Repression des singhalesischen Staates und zum anderen gegen die Mono-
polisierung der Macht durch die eigene Elite. Der demokratische Staat hatte sich als Diktatur
der singhalesischen Mehrheit entpuppt, der die tamilische Gruppe sukzessive aus der 
�konomischen, sozialen und politischen Ressourcenverteilung zur�ckdr�ngte. Mit demo-
kratischen Verfahren und Mitteln war keine Verbesserung f�r die Tamilen zu erreichen. Die 
alten tamilischen Eliten hatten es lange Zeit vorgezogen, sich mit den statusgleichen Elite-
Singhalesen zu arrangieren, um ihre eigene Positionen nicht durch Forderungen nach mehr 
Rechten f�r alle Tamilen zu gef�hrden. Eine wirkliche Machtteilung mit der Bev�lkerung war 
auch auf tamilischer Seite nie vorgesehen.69 Das von der LTTE anvisierte „Tamil Eelam“
(tamilischer Staat) sollte deshalb eine sozialistisch-egalit�re Gesellschaft, in der potenziell 
jeder Zugang zur politischen Macht erhalten sein. „Tamil Eelam will be a socialist State. By 
socialism I mean an egalitarian society where human freedom and individual liberties will be 
guaranteed, where all forms of oppression and exploitation will be abolished“.70

Auf die Bildung tamilischer Widerstandsbewegungen seit Beginn der 1970er Jahre reagiert 
der Staat mit dem Einsatz von Polizei, sp�ter mit der Stationierung des Milit�rs. W�hrend die 
Gewalt in den anti-tamilischen Unruhen 1958, 1977 und 1981 noch zeitlich begrenzt war, 
wurde sie nach 1983 im Nordosten endemisch. Seit den Pogromen von 1983 beteiligte sich 
der sri-lankische Staat offen an Gewalt gegen die Minderheit. Terror, extralegale Hinrich-
tungen, Massaker, Vergewaltigungen, Misshandlungen, Folter und willk�rliche Milit�r-
aktionen waren nicht die Ausnahme, sondern die Regel (Spencer 2000: 120-140). Der 
ethnische Faktor versch�rfte die Gewalteskalation, weil zwischen den beteiligten Gruppen de 
facto primordiale Grenzziehungen bestanden, die auch nicht durch „Umerziehung“ oder 
„Besserung“ der tamilischen Jugendmilizen �berwunden werden konnten. Ethnische Stereo-
type machten auch die Ausweitung der Gewalt auf die tamilische Bev�lkerung einfacher. Die 
Bev�lkerung geh�rte zur Feindgruppe und konnte in „Sippenhaft“ genommen werden. Je 

67 „In Sri Lanka there is no parliamentary democracy where our people could effectively represent their 
aspirations. What passes as Parliament in Sri Lanka is an authoritarian rule founded on the tyranny of the 
majority. (…) The Tamils could not find any democratic institutions to air their grievances“ (Interview mit 
Velupillai Prabhakaran, in: The Week, 23.03.1986).
68 Die Tamilen wurden von den Singhalesen als eine nicht gleichwertige „Unterklasse“ gesehen. Erst durch die 
Macht und Gewalt der LTTE erreicht die tamilische Gruppe einen gleichberechtigten Status (Gespr�ch mit Viraj 
Mendis, Diaspora-Singhalese in Deutschland 29.10.2006).
69 „Das betraf z. B. die Abkommen, Parteikoalitionen und �bernahme von Ministerposten zwischen der 
tamilischen und singhalesischen Elite. Dementsprechend wurde die LTTE heute auch als �berwindung der alten 
Tendenz zur Interessenzersplitterung auf tamilischer Seite wahrgenommen“ (Gespr�ch mit Angestellten der Sri 
Lankan Air Lines (nach eigener Angabe), paraphrasiert/�bersetzt, Sri Lanka 19.05.05; Ebenso �u�erte sich
Nadarajah Raviraj, Mitglied des Parlaments, Jaffna Distrikt, Tamil United Liberation Front/Tamil National 
Alliance, Interview paraphrasiert/�bersetzt 25.05.2004).
70 Interview mit Velupillai Prabhakaran, Anita Pratap: Sunday Magazine, 11.-17.03.1984.
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l�nger der Krieg dauerte, umso mehr wurde er von seinen Symptomen angetrieben. Nach den 
Pogromen begann die LTTE mit einer „Hit-and-Run“ Strategie bevor sie in den 1990er Jahren 
zu einem konventionellen Stellungskrieg �berging. Es entstand ein Kreislauf von Gewalt: Auf 
einen Mord folgte ein round-up, folgte ein Mord, gefolgt von einer Granatenattacke usw. 
Dabei stieg das Gewaltniveau best�ndig an. Auch im ethnischen B�rgerkrieg war die 
exzessive Gewalt selten ein Akt der Disziplinlosigkeit oder Willk�r der unteren milit�rischen 
R�nge, sondern gedeckt von den Vorgesetzten oder der nationalen Politik. Selbst in para-
milit�rischen Organisationen gab es eine starke Orientierung hin zur zentralen Instanz und der 
Absicherung des eigenen Tuns durch einen „Patron“. In der LTTE passierte ohnehin nichts 
ohne die Erlaubnis ihren F�hrers Prabhakaran. 
Wie im JVP-Aufstand zeigte sich auch im Norden ein breites Gewaltfeld, das „unabh�ngig“ 
vom ethnischen Konflikt zwischen meist lokalen Akteuren stattfand und auf innerethnische 
oder auf traditionelle Fraktionierungen zur�ckging. Das f�hrte auch hier zu einer Proliferation 
von Gewaltursachen und -anl�ssen. „Riots have more often than not been the result of local 
feuding between the two dominant Sinhala political parties during local and national 
elections. Feuds between Tamil political parties have been settled by assassinations (…). The 
point is that conflict was not inevitably based on ethno linguistic causes but on a multiplicity 
of local factors (…) there were religious, community and caste conflicts“ (Rajasingham-
Senanayake 2001: 294-314). Insbesondere ab der zweiten H�lfte der 1990er Jahre traten 
pers�nliche Fehden und individuelle Akteure in den Vordergrund (UTHR (J) 1996b: Bulletin 
No. 11). Traditionelle Sozialstrukturen, Elemente von Vendetta und Rache beg�nstigten 
Zyklen von Gewalt, in denen nicht nur Mitglieder der verschiedenen Guerilla-Organisationen 
ermordet wurden, sondern auch deren Angeh�rige. Elemente von Sippenhaft durchzogen auch 
hier den Krieg (UTHR (J) 1989a: Report, No. 1). Intrigen und Fehlinformationen wurden 
genutzt, um private Konflikte zu bereinigen. Der Gro�teil der Gewalt hatte jedoch ethnische 
Ursachen: Vertreibungen, ethnische S�uberung und milit�rische Offensiven forderten die 
meisten Opfer unter der Zivilbev�lkerung. Im S�den wurde der B�rgerkrieg im Norden zwar 
zur Kenntnis genommen, aber von der singhalesischen Bev�lkerung vielfach als berechtigt 
angesehen. Er diente dazu, die Tamilen, die sich �ber ihren geduldeten Minderheiten-Status 
erheben wollten, in die Ordnung zur�ckzuf�hren. 

5. Zusammenfassung
Den politischen Rahmen der Widerstandsbewegungen in Sri Lanka bildeten institutionelle 
Ver�nderungen: Bis zur Unabh�ngigkeit lebten die Bev�lkerungsgruppen relativ friedlich 
zusammen, obwohl die Briten die Demokratie in Grundz�gen bereits in den 1930er Jahren 
einf�hrten. Konflikte und gewaltsame Zusammenst��e fanden in begrenzten lokalen R�umen 
statt. Dies blieb auch bis Ende der 1950er Jahre so, allerdings nahmen die Konflikte innerhalb 
der Elitegruppe zu und wurden zunehmend auf der nationalen Ebene ausgetragen. 
Verantwortlich daf�r war die Konkurrenz um die F�hrungspositionen der Parteien und der 
„demokratische Wettbewerb“ um W�hlerstimmen. Die relative Offenheit des demokratischen 
Systems, das mit entsprechender Mehrheit jede Verfassungs�nderung erm�glichte, f�hrte in 
den folgenden Jahrzehnten dazu, dass das s�kulare Modell, der Minderheitenschutz und die 
Freiheitsrechte eingeschr�nkt wurden. Ausschlaggebend f�r diese Politik war, dass es 
Konzepte wie ein nationales Allgemeinwohl oder eine nationale Staatsb�rgerschaft im 
Denken der Elite und der Bev�lkerung nicht gab. Der Anspruch auf die Ressourcen des 
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Staates, das Gef�hl von Zusammengeh�rigkeit und geteilter Identit�t gr�ndete sich weiterhin 
auf kleinr�umige traditionelle Strukturen. F�r die Schw�chung der Minderheit im 
demokratischen System war aber nicht nur ihre zahlenm��ige Unterlegenheit, sondern auch 
ihre interne Zersplitterung der Interessenvertretung auf verschiedene Parteien 
ausschlaggebend. Bis in die 1970er Jahre konnte sich die tamilische Elite nicht einigen, ob sie 
mit den Singhalesen kooperieren wollte oder nicht und ob sie einen unabh�ngigen Staat, eine 
F�deration oder eine administrative Dezentralisierung fordern sollte. Eine innere 
Demokratisierung der tamilischen Gruppe – ihres strengen Kastensystems, der Unterdr�ckung 
der Frau und dem Vorrang der Jaffna-Tamilen – lehnte die Elite ab. W�hrend sich die Elite 
intern stritt, wurden die Tamilen immer weiter von den Singhalesen marginalisiert. Die 
Entscheidung, was gegen diese Marginalisierung getan werden konnte, wurde der tamilischen 
Elite schlie�lich von den LTTE-Rebellen abgenommen: Sie forderten einen unabh�ngigen 
sozialistischen Staat, der mit Gewalt erk�mpft werden musste. Diese Forderung implizierte 
auch eine Neuordnung der tamilischen Gesellschaft sowie ein Ende der Eliteherrschaft. Da die 
Idee zunehmend Unterst�tzung in der Bev�lkerung fand, schwenkte schlie�lich auch die Elite 
Ende der 1970er Jahre auf diese Linie ein. Allerdings hoffte sie, die Guerilla sp�ter 
inkorporieren und ausschalten zu k�nnen. Intern blieben die parlamentarischen Tamilen 
weiter zerstritten und schwach. Die Singhalesen verteilten ihre Stimmen nach der 
Unabh�ngigkeit prim�r auf zwei gro�e Parteien. Nach innen f�hrte das zu einer Nivellierung 
der regionalen Unterschiede zwischen Tiefland- und Hochland-Singhalesen; gegen�ber der 
tamilischen Bev�lkerungsgruppe kam es dadurch zu einer st�rkeren Abgrenzung. Die 
„demokratische“ Konkurrenz der beiden gro�en singhalesischen Parteien, United National 
Party und Sri Lanka Freedom Party, um die W�hlerstimmen beg�nstigte dann das „ethnic 
outbidding“ der Tamilen. Wann immer eine der Parteien der Minderheit einen Kompromiss 
anbot, opponierte die andere dagegen. Die Exklusion der Tamilen war nicht die Folge 
primordialer ethnischer Konflikte zwischen den Bev�lkerungsgruppen, sondern das Symptom 
einer Handlungspraxis und Weltsicht, die die Eliteherrschaft als „great service“ f�r die 
Massen und als traditionell legitimiert verstand. Die singhalesischen Eliten hatten prinzipiell 
kein Interesse an Zugest�ndnissen gegen�ber den Peripherien, d. h. einer Umverteilung der 
Macht von der nationalen Ebene auf die Provinzen. Alle bis in die 1980er Jahre entstandenen 
f�deralen Einheiten auf Provinzebene, regionaler oder kommunaler Ebene blieben machtlos 
und chronisch unterfinanziert. Gegen diese Handlungsmuster boten weder die Demokratie 
noch spezifische institutionelle Arrangements einen Schutz. 

�konomische Gr��en waren ein weiterer Faktor, der sich auf die Formierung der Bewe-
gungen auswirkte: Sri Lanka verf�gte zum Zeitpunkt der Unabh�ngigkeit �ber eine 
exportdominierte Wirtschaft, die abh�ngig war von einigen Prim�rg�tern und auch sp�ter ging 
die sektorale Diversifizierung nur langsam voran. Gleichzeitig hatte sich die Bev�lkerung 
durch die staatliche Gesundheits- und Wohlfahrtspolitik bis in die 1970er Jahre verdoppelt,
bis heute mehr als verdreifacht. Viele der Jugendlichen verf�gten �ber eine (sehr) gute Schul-
ausbildung. Die hohe Anzahl und die Qualifikation der Arbeitskr�fte konnte der freie 
Arbeitsmarkt in Sri Lanka nicht absorbieren. Durch Verstaatlichung von Industrien und 
Besch�ftigungsma�nahmen fing der Staat zwar einen Teil der Arbeitskr�fte auf und wurde 
zum gr��ten Arbeitgeber der Insel, aber die von den Jugendlichen gew�nschten „White-
Collar-Jobs“ gab es nicht in ausreichender Menge. Konflikte um die knappen Ressourcen 
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waren quasi vorprogrammiert. Allerdings kann nicht nachgewiesen werden, dass ein geringes 
Wirtschaftswachstum den Konflikt oder die Eskalation in die Gewalt verursachte, da die 
Wirtschaft in Kriegs- und Friedenszeiten durchschnittlich um einen moderaten Mittelwert von 
vier bis f�nf Prozent wuchs. Das negative Wirtschaftswachstum f�rderte im Gegenteil sogar 
2001 die Anstrengungen, den Konflikt endlich friedlich beizulegen. Auch die Entwicklungs-
indizes (Gini-Index, faktische Haushaltsausstattung und allgemeine Sozialindikatoren) hatten 
sich in Sri Lanka �ber die Jahrzehnte verbessert, ohne dass sich dies positiv auswirkte. Der 
hohe Prim�rg�teranteil konnte zwar zur Erkl�rung der Entstehung des Konfliktes heran-
gezogen werden, f�r den Fortgang spielte er aber keine Rolle, da sein Anteil kontinuierlich 
sank. Allein die hohe Arbeitslosenrate und die gro�e Gruppe der 14- bis 25-j�hrigen 
korrespondiert mit dem Umschlag der Konflikte in die Gewalt. Besonders g�nstige 
�konomische Motivations- und Opportunit�tsstrukturen f�r Gewalt – wie leicht ausbeutbare 
Bodensch�tze o. �. – besa� Sri Lanka nicht. �konomische Faktoren wurden vielmehr als 
relative Faktoren wahrgenommen, d. h. sie erhielten ihre Bedeutung erst im kulturellen 
Diskurs zwischen den Singhalesen und den Tamilen bzw. in der Beziehung zwischen der 
aufstrebenden Jugend und den traditionellen Eliten. Die Aufhebung der territorial getrennten 
Siedlungs-, Sozial- und Wirtschaftsstrukturen der Bev�lkerungsgruppen durch die 
demokratische Transformation und die wirtschaftliche Lage beg�nstigte zwar Konflikte – als 
Folge von Konkurrenz um knappe G�ter –, ausschlaggebend war aber, nach welchen Mustern 
diese wahrgenommen wurden und welche L�sungsm�glichkeiten die Eliten pr�ferierten. 
Tats�chlich entstanden Konflikte aus der Konkurrenz um begrenzte Ressourcen, prim�r aber 
deshalb, weil die Demokratie Erwartungen geweckt hatten, die die Eliten nicht erf�llen 
konnten und wollten. An einem Umbau der kolonialen Wirtschaftsstrukturen hatte die Elite
nur wenig Interesse, weil sie zum einen um ihre Profite f�rchtete und zum anderen eine starke 
Arbeiterbewegung oder ein Empowerment der Armen, das ihre politische und soziale 
Machtposition gef�hrdet h�tte, verhindern wollte. Entsprechend wurde nahezu die gesamte 
Wirtschaft des seit den 1970er Jahren entstehenden Rentierstaates politisch kontrolliert. 
Profite wurden nur an bestimmte Klientelgruppen verteilt, alle anderen wurden marginalisiert 
oder ausgeschlossen. Gerade f�r Demokratien, die auf dem normativen Anspruch allgemeiner 
Chancengleichheit beruhen, barg das ein gro�es Konfliktpotenzial. Den Jugendlichen wurde 
in den 1970er Jahren bewusst, dass die sozialstaatlichen und bildungspolitischen Ma�nahmen 
der Regierungen das strukturelle gesellschaftliche Machtungleichgewicht nicht aufl�sten. 
Demokratische Institutionen und individuelle Mobilit�t erwiesen sich als nutzlos f�r den 
eigenen Aufstieg. Dazu kam, dass die Eliten durch Verfassungs�nderungen institutionelle 
Wege verschlossen, die zu einem Machtwechsel h�tten f�hren k�nnen. Nur die radikale JVP 
auf singhalesischer Seite und die militante LTTE auf tamilischer Seite boten den Jugendlichen 
Artikulationsraum und Handlungsmacht. Die Gewalt der Bewegungen war die einzige 
Option, um eigene Anspr�che durchzusetzen. Beide Widerstandsbewegungen richteten sich 
aber nicht nur gegen die eigene Elite, sondern auch gegen die jeweils andere ethnische 
Gruppe. Im Vergleich zu den Singhalesen waren die Tamilen von doppelter �konomischer 
Zur�cksetzung betroffen: einmal im intraethnischen Binnenraum und zum anderen in den 
interethnischen Beziehungen. 

Auch die ethno-religi�se Heterogenit�t besa� einen wesentlichen Einfluss auf die Gruppen. 
Der B�rgerkrieg in Sri Lanka war nicht zuletzt deshalb so langwierig und eskalationstr�chtig, 
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weil diese Faktoren eine Rolle spielten. Nach der Unabh�ngigkeit stand die Elite vor der 
Herausforderung, aus einer heterogenen Bev�lkerung eine nationale Einheit zu formen. 
Gleichzeitig war es ihre vorrangige Absicht, sich an die Spitze der neuen nationalen 
Bewegung zu stellen, um die eigene Machtposition zu sichern. Deshalb kehrten die Eliten 
auch nach einer kurzen Phase der Kooperation in die 1920er Jahre, deren Ziel eine multi-
ethnische Staatsnation gewesen war, zu einer traditionell-kommunalistischen Herrschafts-
begr�ndung zur�ck. Vorreiter dieser Bewegung war die singhalesische Seite, die sich in den 
1950er Jahren einem exklusiven sinhala-buddhistischen Nationalismus verschrieb, der die 
Minderheiten marginalisierte. Dadurch gelang es der singhalesischen Elite, die Gefahren der 
Systemtransformation zu minimieren und sich neue Legitimit�t zu verschaffen. Auf 
tamilischer Seite bestand noch bis in die 1970er Jahre ein sektoraler, tamilischer National-
ismus innerhalb eines ceylonesischen Nationalismus und multiethnischen Staatsverst�ndnisses 
fort. Erst in den 1980er Jahren entwickelte sich – radikalisiert durch die LTTE – auch bei den 
Tamilen ein exklusiver tamilischer Nationalismus. Es w�re allerdings verk�rzt, die 
Ausbreitung des ethnischen Diskurses nur als Folge einer Instrumentalisierung durch die 
Eliten zu sehen. Auch die Bev�lkerung konnte mit einem ethno-religi�sen Nationalismus, der 
sich auf bestehende emotionale Bindungen und Ordnungsstrukturen wie Sprache und Religion 
bezog, mehr anfangen als mit einem abstrakten staatsb�rgerlichen, multiethnischen Staat. Die 
Legitimation und der Nachweis der Rechtm��igkeit der ethnischen Abgrenzung wurden von 
indigenen Wissenschaftlern und dem buddhistischen Klerus legitimiert. �ber die Jahre 
wurden die nationalen Mythen zu objektiven Geschichtsbildern, die aus unterschiedlichen 
Gr�nden von einer immer breiteren Masse angenommen und tats�chlich geglaubt wurden. Mit 
der ethnischen Zugeh�rigkeit wurde seither begr�ndet, wer den Zugang zu allen wichtigen 
materiellen und immateriellen Ressourcen erhielt. Da Ethnizit�t von den Gruppen als 
primordiales und nicht als konstruiertes Ph�nomen wahrgenommen wurde, waren die
Gruppengrenzen absolut. Dieser Status konnte weder durch soziale noch durch individuelle 
Mobilit�t ver�ndert werden. Einen multiethnischen Konsens �ber die Ausrichtung des Staates 
gab es nicht. Au�erdem bestand keine wechselseitige Abh�ngigkeit der Gruppen, die diesen 
Konsens notwendig gemacht h�tte. Wer also den Zugang zu den Ressourcen �ndern wollte, 
konnte dies nur mit Gewalt tun. Ethno-religi�se Distinktionen spielten sowohl f�r die 
Entstehung des Konfliktes wie f�r die Eskalation in die Gewalt eine wichtige Rolle. Ihre
Stereotype und symbolische Hierarchisierung erleichterten die Rechtfertigung von Gewalt. 
Das Erfahren und Aus�ben von ethno-religi�ser Gewalt verst�rkte zudem den Gruppen-
zusammenhalt nach innen und die Abgrenzung nach au�en. Auf singhalesischer Seite erwies 
sich insbesondere die Verbindung von Ethnie und Religion als Gewalt f�rdernd. Zum Schutz 
des Buddhismus, der singhalesischen Rasse und der Einheit des Landes war Gewalt 
gerechtfertigt. Die LTTE rechtfertigte ihre Gewalt mit der umfassenden Marginalisierung der 
Tamilen und dem „Genozid“ am tamilischen Volk. Die Rebellion war ein Akt der Notwehr, 
um die eigene Existenz zu retten. In diesem Sinne war den Tamilen die Gewalt von der 
singhalesischen Staatsklasse aufgezwungen worden. Gewalt war gleichsam ein Mittel der 
Befreiung: von der staatlichen Unterdr�ckung, aber auch von Kastendiskriminierung, Eliten-
dominanz und einem repressiven Geschlechterverh�ltnis. 

Kulturelle Settings und Legitimationsmuster spielten eine entscheidende Rolle: �ber diese 
wurde zum einen die Grundlagen der Widerstandsbewegungen bestimmt, zum anderen die 
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Angemessenheit der Mittel (z. B. Einsatz von Gewalt) und potentielle L�sungsm�glichkeiten 
(kooperative vs. konfrontative Strategien) legitimiert. Grunds�tzlich kann man feststel-
len, dass Konflikte in Sri Lanka nicht als positiver Teil dynamischer Gruppenbeziehungen 
gesehen werden. Konflikte, insbesondere solche, die – aus Sicht der herrschenden Gruppen –
die gesellschaftlichen Strukturen in Frage stellten oder sozialen Wandel bef�rdern, sind eine 
Bedrohung der sozialen Ordnung und ein Ausdruck der Dysfunktionalit�t bestimmter 
Gesellschaftsteile. Bei einer festgef�gte Gesellschaftsordnung und einer Elite, die diese 
Ordnung konservieren will, k�nnen diese Konflikte nur als desintegrativ wahrgenommen 
werden. Das Ziel der Elite musste deshalb sein, diese Konflikte im Keim zu ersticken. Des 
Weiteren mussten alle institutionellen Wege verschlossen werden, auf denen sich diese 
Konflikte artikulieren konnten. Durch diese Ma�nahmen verschwanden die Konflikte aber 
nicht, sondern die Aufst�ndischen griffen zu einem anderen Mittel der Interessen-
durchsetzung: Gewalt. Beg�nstigt wurde die Entwicklung dadurch, dass die herrschenden 
Gruppen wegen ihrer gebrochenen Versprechen und ihrer undemokratischen Haltung immer 
mehr an Glaubw�rdigkeit und Legitimit�t verloren und man eine Verbesserung der eigenen 
Lage �ber Verhandlungen nicht mehr erwartete. Gewalt war damit einerseits das Ergebnis 
eskalierter Konflikte und ein Mittel der Interessendurchsetzung. Andererseits war die Gewalt 
Teil der gesellschaftlichen Ordnung und Ausdruck einer spezifischen Kultur. Die Aufst�nde 
der LTTE und der JVP waren gleichzeitig eine Rebellion der Jugend gegen die alten Eliten 
und die Auflehnung der unteren vernachl�ssigten Kasten/Klassen gegen die traditionelle 
F�hrungsschicht:
Sri Lanka war auch nach der Unabh�ngigkeit keine homogene Nation, sondern ein Land mit 
vielf�ltigen Konfliktlinien. Das betraf zun�chst weniger die ethnische Zugeh�rigkeit als 
vielmehr familiale, soziale und regionale Differenzen. Insgesamt lassen sich die Ordnungs-
muster mit dem Konzept des Kommunalismus und der Patronage erfassen. Konflikte 
entstanden vor der Unabh�ngigkeit innerhalb kleinr�umiger lokaler Strukturen, was das 
Gewaltniveau und den Ausbreitungsradius gleichzeitig begrenzte. Die alte, weitgehend 
agrarische Gesellschaft wurde �ber klientelistische Patronagenetzwerke organisiert und 
kontrolliert. Das Verh�ltnis zwischen Patron und Klienten beruhte auf bestimmten pers�n-
lichen Beziehungen und Abh�ngigkeiten. Der Patron hatte den Klienten mit dem Lebens-
notwendigen zu versorgen, der Klient schuldete dem Patron daf�r Loyalit�t und Dienste. 
Innerhalb der Elitegruppe herrschte ein best�ndiger Wettbewerb zwischen einzelnen Patronen
um das Familienprestige oder Rivalit�ten �ber die soziale H�herstellung der Kasten. W�hrend 
dieses Patron-Klient System vor der Unabh�ngigkeit sowohl die gesellschaftliche Koh�renz 
wie die Allokation und Distribution von Macht und Ressourcen regelte, traten am Ende der 
1950er Jahre erhebliche Spannungen auf. Zum einen wurden lokale Konflikte auf die 
nationale Ebene �bertragen und zum anderen kollidierte die kommunalistische Patronage mit 
den demokratischen Institutionen. 
Nach der Unabh�ngigkeit wurden aus den Patronen die nationalen Politiker und aus den 
Klienten die W�hler. Das Patronagesystem wurde politisiert und zur omnipr�senten Struktur. 
Heute wie damals standen an der Spitze dieser Patronagenetzwerke die traditionellen 
Elitefamilien, die die Gesellschaft zum Teil schon vor den Kolonialzeiten gef�hrt hatten oder 
die unter den Kolonialm�chten aufgestiegen waren. Ihre Konflikte und Handlungspraxis 
�bertrugen die Eliten auf die nationale Ebene – mit verheerenden Folgen: Die Konflikte 
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verloren ihre lokale Begrenzung und eskalierten national in die Gewalt. Demokratisierung 
bedeutete gleichzeitig Nationalisierung der bereits vorhandenen – und der neu entstandenen –
Konflikte. Lokale Problemlagen, familiale Auseinandersetzungen und Hierarchiekonflikte 
verloren ihre lokale Begrenzung und wurden, z. T. unter dem ethnischen Label, auf der 
nationalen Ebene ausgetragen. Durch die Zentralisierung des Gesamtsystems konnten 
Konflikte noch leichter von einer auf die andere Ebene �bergreifen. Pr�gend war ein 
Handlungsmuster, das Politik personalisierte und das nationale Wohl internen Konkurrenz-
k�mpfen unterordnete. F�r den Einzelnen – insbesondere f�r die Minderheiten – war es 
extrem schwierig, aus dieser Struktur herauszukommen, weil kaum funktionale �quivalente 
zur Verf�gung standen. Die Allgegenwart der Patronage-Klient-Beziehungen im politischen 
und sozialen System erkl�rte auch, warum patronale Strukturen zwar vielfach von der 
Bev�lkerung kritisiert, aber trotzdem genutzt wurden.
Die Ressourcenknappheit des Staates seit den 1970er Jahren verst�rkt die Spannungen 
zwischen den Bev�lkerungssegmenten und ihren Repr�sentanten. Da das Patronagesystem auf 
die Beg�nstigung kleinr�umiger Gruppen ausgerichtet war und kein Allgemeinwohl kannte, 
f�hrte ein Mangel an Ressourcen zu einem Anstieg des inner- und interethnischen 
Wettbewerbs. Dieser Wettbewerb wurde um so eher mit Gewalt ausgetragen als objektive, 
demokratische Strukturen ineffektiv waren. Gleichzeitig gab der vier- bis sechsj�hrige 
Wahlzyklus einen engen zeitlichen Rahmen der Verf�gbarkeit vor. Ohne Ressourcen verlor 
ein Patron seine Klienten und damit seinen politischen und sozialen Machtstatus. Die Klienten 
konnten ihrerseits nicht ohne einen Patron „�berleben“. Gewalt war das Mittel, um sich den 
gew�nschten Status zu sichern. Gewalt vor und nach den Wahlen endemisch: Sie richtete sich 
nicht nur gegen Konkurrenten der Opposition, sondern auch gegen die eigenen Parteikollegen. 
F�r die tamilische Minderheit bot das Patronagesystem nach der Unabh�ngigkeit kaum noch 
Vorteile. Nur wenige tamilische Politiker hatten einen Ministerposten im nationalen Kabinett 
und die Wahlen in Nordosten fanden wegen des B�rgerkrieges nur unregelm��ig statt. 
Entsprechend war es auch folgerichtig, dass sich die Bev�lkerung der LTTE als neuem Patron 
zuwandte. Die Guerilla sicherte ihr scheinbar ein �konomisches Auskommen, Schutz und 
Sicherheit, Ansehen und Geltung. Bereits in den 1960er Jahren hatte ferner eine Politisierung 
und patronale Durchdringung des Sicherheits- und Rechtssystems eingesetzt, wodurch sich 
der Bereich der „legalen“ Gewalt erweiterte. Politiker gew�hrten Gewaltt�tern Straffreiheit, 
indem sie Gesetze �nderten oder Richter anwiesen, Verfahren niederzuschlagen. Zwischen 
den drei Ebenen Politik, Sicherheit und Justiz herrschen reziproke Schutzbeziehungen, die die 
Durchsetzung demokratischer Rechte verhindern und es Opfern von Verbrechen unm�glich 
machen, ihre Rechte einzuklagen. Korruption und Bestechung waren allt�glich. Gleichzeitig 
verlor der Staat sein Gewaltmonopol, weil sich Politiker eigene Schl�gerbanden und 
Schutztruppen hielten. Die Bev�lkerung reagierte mit Selbstjustiz und Fatalismus auf diese 
Entwicklungen.
Der Einsatz von Gewalt hat in Sri Lanka zudem eine lange Tradition, was die Kommunikation 
zwischen Herrschenden und Bev�lkerung betraf. Es gibt eine lange Tradition der 
Zusammenarbeit zwischen Herrschern und Sicherheitskr�ften zur sozialen Kontrolle und zur 
Unterdr�ckung oppositioneller Bewegungen sowie der Kastendiskriminierung und 
Missachtung der unteren Schichten (vgl. auch Fernado/ Puvimanasinghe 2005: 9). Die 
Unterdr�ckung bestimmter Kasten und die soziale Kontrolle der Bev�lkerung waren schon 
vor und w�hrend der Kolonialzeit regul�r. W�hrend der Rebellionen der JVP und der LTTE 
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wurden diese Muster auf feindliche politische Bewegungen angewendet und institu-
tionalisiert. In beiden Aufst�nden wurde auf Seiten des Staates ein erhebliches Potenzial an 
�berschussgewalt deutlich, das sich im Rahmen einer angemessenen Gegenwehr kaum 
erkl�ren lie�. Gewalt gegen „Unruhestifter“ und „St�renfriede der Ordnung“ sowie gegen 
„gesellschaftlich schwache Gruppen“ war legitim. Diese Gruppen hatten die Regeln der 
Gesellschaft missachtet und wurden mit Gewalt in die Ordnung zur�ckgef�hrt. Dieser Diskurs 
war auch anschlussf�hig an indigene kosmische Vorstellungen, in denen jedes Teil seinen 
Platz und seine Funktion im Gesamtsystem besa�. Die St�rung selbst eines kleinen 
Systemteils zog die St�rung weiterer Systeme und m�glicherweise den Kollaps des Gesamt-
systems nach sich. Die Wiederherstellung der Ordnung war notwendig, um die Besch�digung 
und den Untergang der eigenen Gemeinschaft (Ethnie, Kaste, Clan) zu verhindern. Gewalt 
war damit Teil eines kosmischen, gesellschaftlichen und politischen Ordnungsprozesses 
(Kapferer 1988). Anschlussf�hig war Gewalt auch an traditionell-kultische Auffassungen von 
einer dualistischen und manich�ischen Einteilung der Welt. In dieser Vorstellungswelt 
herrschte zwischen allen Dingen und Wesen ein Feind-Freund-Verh�ltnis, das zur�ckgef�hrt 
werden konnte auf die Dualit�t von guten M�chten (G�ttern) und b�sen M�chten (D�monen). 
Konfrontation, Konflikt und Gewalt waren der kosmische Normalfall. Der Erwartung, dass 
die G�tter/M�chte jederzeit zuschlagen und Unheil anrichten konnten, wurde mit pr�ventiven 
Opfern und Verw�nschungen begegnet. Wie auch immer man die �bersetzung dieser 
Vorstellungen auf reale Handlungen bewertet, so sind doch Parallelen zwischen den kosmi-
schen Gesetzm��igkeiten und den politischen Diskursen un�bersehbar: W�hrend sich die 
Verd�chtigungen, Unheil zu senden oder Ungl�ck zu bringen, auf lokaler Ebene gegen 
Nachbarn, Verwandte usw. richteten, sah man sich national durch die Tamilen (oder regional 
durch Indien) konspirativ umzingelt und bedroht. Symbolisch-religi�se Gewaltanwendung in 
Zusammenhang mit dem Buddhismus wurde ferner als reinigend, erneuernd oder erh�hend 
empfunden. In jedem symbolischen Zerst�ren steckte auch ein neuer Anfang und die 
Wiedereingliederung in den ewigen Kreislauf der Wiedergeburt bzw. in den kosmischen 
Kreislauf. Gewalt gegen „Unruhestifter“ und „St�rer der Ordnung“, konnte damit auch als 
Beitrag zur Aufrechterhaltung und Wiederherstellung kosmisch Ordnung gesehen werden.
Gewalt geh�rte also bis zu einer bestimmten Grad zum Alltag der Bev�lkerung und war in 
Grenzen kulturell und rituell legitim. Problematisch war aber, dass sich die Gewalt nach der 
Unabh�ngigkeit aus ihren kleinr�umigen Begrenzungen befreite, sich nach relativ kurzer Zeit 
zu verselbst�ndigen begann und sich dauerhaft in der Gesellschaft festsetzte. Die regelm��ige 
Anwendung von Gewalt f�hrte zu ihrer Routinisierung und Institutionalisierung. Die 
politischen Akteure glaubten sich ohne die Nutzung der Gewaltressource nicht mehr 
handlungsf�hig. Gewalt griff auf immer weitere Gesellschaftsbereiche �ber und wurde immer 
brutaler in ihren Mitteln. Es entstanden Gewaltspiralen, in denen die eigene Aktion nur als 
Reaktion auf die Aktion des Gegners gesehen wurde. Vordringlich war das eigene �berleben. 
Die Erfahrung und die Aus�bung von Gewalt schwei�te die Gemeinschaft zudem nach innen 
zusammen und au�en gab es keine Menschen mehr, sondern nur noch Feinde. Gewalt wurde 
zu einem generellen Mittel, um Konflikte auszutragen, zum Ausdruck und Symbol der 
eigenen Macht und zur Warnung an alle zuk�nftigen Unruhestifter. Das demokratische 
System wurde unter diesen kulturelle Mustern und sozialen Praktiken verformt, die Gewalt 
begrenzenden Systemelemente au�er Kraft gesetzt. 
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Aus den oben genannten Faktoren k�nnen einige fall�bergreifende Ableitungen zum 
Zusammenhang von Widerstandsbewegungen und Gewalt in Demokratien jenseits der Ersten
Welt gezogen werden: Institutionen zu implementieren ist weniger ein Problem, als diese 
Institutionen mit demokratischer Kultur zu f�llen. Schwierigkeiten bereitet vor allem die 
innere Verfasstheit der L�nder, die meist noch agrarisch organisiert und hierarchisch 
strukturiert sind. Gefolgschaft und Zugeh�rigkeit werden meistens auf lokaler, ethnischer 
oder religi�ser Ebene definiert, abstrakte Kriterien wie allgemeine Wohlfahrt, nationale 
Distribution und allgemeine Gleichberechtigung finden hier kaum Ankn�pfungspunkte. Oft 
sind weder die Eliten noch die Bev�lkerung auf das Projekt „Demokratie“ vorbereitet. 
W�hrend aber die Bev�lkerung die Demokratie – in unterschiedlichem Ma�e – h�ufig als 
M�glichkeit sieht, Einfluss auf die eigene Gesellschaft zu nehmen, betrachten die Eliten sie 
nicht selten als eine Form der Herrschaftsorganisation unter anderen, deren Institutionen sie 
so lange unterst�tzen, wie es ihren Interessen dient. Erste ernsthafte Konflikte entstehen meist 
noch nicht unmittelbar nach der demokratischen Transformation, sondern nach Jahren/ 
Jahrzehnten, wenn das Wissen um die Existenz und den Sinn demokratischer Institutionen bis 
zur Bev�lkerung durchgesickert sind. Da die Elite oft weiterhin aus einem Pool von Familien 
und Clans besteht, der traditionell die gesellschaftliche und �konomische Macht 
monopolisiert, haben sich die traditionellen Herrschaftsstrukturen – hier patronal-klientel-
istische Systeme – meistens nicht aufgel�st. Jetzt geraten diese in Konflikt mit dem 
normativen demokratischen Anspruch auf Gleichheit und Partizipation. Konflikte entstehen 
allerdings nicht per se durch die Koexistenz der alten und der neuen Institutionen, sondern vor 
allem dann, wenn der Staat mit �konomischen oder demographischen Problemen konfrontiert 
wird, f�r die diese patronal-demokratischen Hybride keine L�sungsm�glichkeiten bieten. 
Vertieft sich die �konomische Krise und der Staat muss versprochene Wohlfahrts- oder 
Sozialleistungen k�rzen, nimmt die Gefahr einer Konflikteskalation zu. Entscheidend f�r 
einen Umschlag in die Gewalt wird nun, wie die alten Eliten reagieren: Besteht die Elite aus 
einer stark familial, kastenf�rmig oder kommunalistisch fraktionierten Gruppe, in deren 
kulturellen Handlungsmustern wenig Kooperations- und Kompromissbereitschaft existiert, 
und wird die Elite gleichzeitig durch Forderungen nach einer neuen Gesellschaftsordnung von 
einer jungen aufstrebenden Elite herausgefordert, ist die Gefahr einer Gewalteskalation gro�. 
Reagiert die alte Elite demokratisch (z. B. mit einem Machtteilungsangebot) sinkt das 
Eskalationspotenzial, beginnt sie zus�tzlich auch die demokratischen Institutionen zu 
verschlie�en, steigt es weiter. Gelingt es der rebellierenden jungen Elite, einen Teil der 
Bev�lkerung in den Peripherien in ihrem Sinn (ideologisch/ethnisch/religi�s) zu formieren 
und ausreichend Ressourcen f�r einen Aufstand zu mobilisieren, ist ein anhaltender 
B�rgerkrieg wahrscheinlich. Um gewaltfreie demokratische Ordnungen zu institutional-
isieren, ist es daher notwendig, die Auspr�gungen der kulturellen Muster zu kennen, die 
sp�ter die Konfliktbearbeitungsstrategien zwischen den gesellschaftlichen Gruppen 
bestimmen werden, da es hier bereits versucht werden kann, einige institutionelle 
Vorkehrungen zu treffen. Ausschlaggebend bleibt aber, dass nicht nur die politischen, sondern 
auch die gesellschaftlich-kulturellen Institutionen flexibel genug sind, um die o. g. 
Herausforderungen zu bew�ltigen. Die konkrete Funktionsweise und Funktionsf�higkeit einer 
Demokratie h�ngt von den kulturellen Bedeutungssystemen und Handlungsstrategien ihrer 
Akteure ab, wobei jede Kultur verschiedene potenziell m�gliche Konzeptionen beinhaltet.
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